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Lager der nationalen Giniamia
Nachdem Oberst Kot am 21·Februar im Rahmen einer feierlichen Kundgebung in

"Warschaudas Programm des neuen Negierungslagers verkündet hatte, wurde am

-1. Marz mit einer zweiten Kundgebung,an der politisch maßgebendePersönlichkeitenaus

ganz Polen· teilnahmen, die praktische Organisierunl des Lagers in Angriff genommen.
Dieses ,,Lager der nationalen Einigung« (,,Oboz jednoezenia Narodowego«) ist also
dazu bestimmt, an die Stelle des vor, etwa anderthalb Jahren aufgelösten ,,Unpartei-
lichen Blocks für die Zusammenarbeit mit der Regierung«zu treten und unter der Autorität
des 2. Marschalls noch einmal das zu versuchen, was vor zehn Jahren der Autorität des

1.Marschalls mißlung, nämlich jene politisch einheitliche Ausrichtung der polnischen
Volksgemeinschast zu schaffen, die erst der gefügten Form des Staates den lebendigen
Jnhalt zu geben vermag. Das neue Lager hat vor dem alten den einen wesentlichen
V o r t e i l voraus, daß es in einer trotz aller menschlichenSchäden und ideellen Schwächen
sgefestigten Negierungsgewalt, die die politische Belastung durch ein parlamentarisches
System überwunden hat, eine gewisse Aktionsgrundlage besitzt- Es hat mit dem alten

Lager aber auch den Nachteil gemein, daß es wie dieses vor die schwierige Aufgabe
gestellt ist, vom Staate her das Volk zu erobern, anstatt, wie es in Deutschland und
Italien der Fall war, vom Volke her den Staat zu gewinnen.

D e r e r st e W i d e rha l l
, den die Gründungdes ,,Lagersder nationalen Einigung"

in der polnischen Qeffentlichkeit gefunden hat, ist immerhin beachtlich gewesen. Was

allerdings hinter den zahlreichen Beitrittserklärungenzum neuen Lager an tatsächlicher
Zustimmung steckt,das wird erst die praktische Erfahrung ergeben. Fast durchweg sind es

die schon dem alkell Negierungsblocknahestehenden Organisationen, die bisher ihren Bei-

tritt zum neuen Lager mitgeteilt haben. Es sind das politische und halbmilitärische,
dann aber auch beruflicheund wirtschaftliche, soziale und charitative Verbände, die zum

nicht geringen Teil Mitgliedervon durchaus verschiedenartiger politischer Einstellung
umfassen. Zunächst laßt sich also ein organisatorisches Hinaus-
greifen des neuen Lagers über den Rahmen des alten Blockes

nicht fest st ellen. Oberst Kot sieht demnach wieder vor die alte, oft versuchte
und niemals gelungene Aufgabe gestellt, auf diese oder jene Weise Fühlu n g m it d en

oppositionellen Verbänden und Parteien zu suchen. »Wir wollen«, so
sagte er, »die bisher Abseitsstehendennicht bekämpfen, sondern weiterhin zu gewinnen
versuchen«.Die Frage ist, welcher Seite sich das neue Lager werbend zuwenden wird.

Jn dieser Beziehung ist die in der Programmrede des Obersten Koc enthaltene schroffe
Absage an den Kommunismus beacht-lich, die sich, wie es scheint,
auf alle, mit dem Volksfrontgedanken liebäugelnden Kreise
-e r st re ckt. Viel Aufsehen hat es erregt, daß vor kurzem die stark nach links orientierte

Clique um den ,,Kurjer Poranny« abserviert worden Auf der gleichen Linie liegt
auch die Schließungdes erst vor einiger Zeit gegründeten»DziennikPopularny«, dessen
Herausgeber und Besitzer, die zur Volksfront tendierenden Sozialisten Barlicki, Dubois,
Wojciechowski, Natanson und Muszkatenblit, eingelocht wurden. Dem genannten
Barlicki, der von der Linksmehrheit zweimal zum Stadtpräsidenten von Lodz gewählt

101



worden war, hat die Regierung die Bestätigung in diesem Amte verweigert. Zu ver--

zeichnen ist weiter der Rücktritt des langjährigenUnterstaatssekretärsim Jnnenministerium,
K a w e ck i , der als einer der Mitverantwortlichen für die c-eresterAffäre bei der Rechts-·
opposition besonders unbeliebt ist, zu gewissen Linkskreisendagegen recht enge Beziehungen
gehabt haben soll. Wichtiger ist, daß die bisher im Regierungslager
stehenden Gewerkschaften am 7. März mit 290 gegen 5 Stimmen den

Beitritt zum neuen Regierungslager, das bei ihnen im Verdacht einer

sozialreaktionärenGesinnung steht, abgelehnt haben. Damit bleibt das ,,Lager der-

nationalen Einigung« vorläufig ohne Rückhalt in der Arbeiterschaft. Bezeichnend ist es

schließlichauch, daß die ,,Verbesserer«, jene mehr oder weniger stark nach links

neigenden, einflußreichenPolitiker des regierenden Lagers (zu denen u. a. auch der Woje-.
wode Grazynski gehört) gewisse Vorbehalte gegenüber dem neuen Lager,
insbesondere in bezug auf die Wahlrechtsfrage, vorgebracht haben; es ist allerdings nicht
daran zu zweifeln, daß sie dem neuen Lager, schon wegen der Position, die sie innehaben,
schließlichdoch noch beitreten werden. J m G a n z e n ka n n in,a n also ein e

gewisse Abgrenzung des von Obersten Koc geschaffenen Lagers
gegenüber den politischen Linkskreisen feststellen. Es will damit

wohl dem weiteren Abgleiten des gesamten politischen Lebens nach links, das im ver-
gangenen Jahre erhebliche und zum Teil sehr bedenkliche Fortschritte gemacht hat, einen

Riegel vorschieben.
Wenn das so ist, dann muß man von vornherein auf folgendes aufmerksam machen:

Die Kreise, die dem alten Block angehört und sich jetzt auch wieder-

zur Mitarbeit ini neuen Lager bereit erklärt haben, sind allein

zur Durchführung einer solchen Aktion kaum in der Lage. Soweit

sich die Lage bisher übersehenläßt, kommt die b ä u e r lich e V o k s a t e i
, die als

politische Repräsentantin des zahlenmäßigstärkstenund wirtschaftlichwichtigstenBerufs--
standes eine Art politischer Schlüsselstellungin Polen besetzt hält, als aktive Hundes-
genossin für das Lager des Obersten Koc nicht in Betracht. Zwar sind einige bauerliche
Splitterorganisationen, so z. B. die Nestbeständeder W y z w o l e n i e - G r u p p e , zum
neuen Lager gestoßen;die Volkspartei selbst aber hat die Verkündung des neuen Pro-
grammes zum Anlaß genommen, um noch einmal ihre ablehnende Haltung gegenüber
den regierenden Kreisen, die das parlamentarisch-demokratischePrinzip und die Lebens-

berechtigung der Parteien verneinen, zum Ausdruck zu bringen. Eine Absage hat Oberst
Koc auch von den C h r i st l i ch e n D e m o k r a te n erhalten, deren organisatorischess
Schwergewicht in Ostoberschlestenliegt.

Anders scheinen die Dinge in bezug auf den k a t h o l i s ch e n K l e r u s zu liegen.
Zwar liegen auch von dieser, für das politische Leben Polens äußerst bedeutsamen
Gruppe keine festen Zusagen vor. Doch scheint dort der Eindruck vorzuherrschen, daß
das Korsche Programm gewisse Punkte enthält, die mit den Auffassungen des katho-
lischen Klerus berühren. Von klerikaler Seite wird die Feststellung des Obersten Kor, daß
das polnische Volk seit seinem Eintritt in die Geschichte aufs innigste mit der katholischen-
Kirche verknüpft sei und daß die Kirche daher den besonderen Schutz des Staates ver-

diene, begrüßt; aber diese Feststellungen werden als unzureichend betrachtet. Es wird-

vielmehr im Sinne der »Katholischen Aktion« die Forderung aufgestellt, d aß ,,d a s

gesamte staatliche Leben Polens auf katholischen Grundsätzen
aufgebaut werde und daß diese katholischen Grundsätze als die-·

Hauptgrundlage der moralischen Kraft des Staates und der

N a t i o n a n e r k a n n t w e r d e n«. Wenn also den Bemühungen, »die eine wahr-
haftige Konsolidierung, Eintracht und Frieden in Polen erstreben", von der Katholischen
Presseagentur die Unterstützung»der polnischen Geistlichkeit mit dem Episkopat an der

Spitze« versprochen worden ist, so ist das nicht in vorbehaltloser Anerkennung der ver-

kündeten Grundsätzedes neuen Lagers, sondern in der berechnenden Hoffnung geschehen,
das voraussichtliche Anlehnungsbedürfnisdieses Lagers im Sinne einer Stärkung-
der politischen Macht der katholischen Kirche in Polen ausnutzen
zu können.

Mit ähnlichenErwartungen scheint auch die N a t i o n a l d e m o k r a t i e der Tätig--
keit des ,,Lagers der nationalen Einigung« entgegenzusehen, wenn natürlich auch das-

Programm dieses Lagers der gewohnten unfreundlichen Kritik von endekischer Seite aus-·

gesetzt ist, wenn z.B. auch der Nationalismus des Obersten Koc als ein abgestandener
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Vorkriegspatriotismus und die Einstellung der Negierungskreisezur Judenfrage als eine

höchst unzulänglicheKopie nationaldemokratischer Forderungen hingestellt werden. Es

läßt aber nicht übersehen,daß das neue Lager bemüht ist, mit der

nationaldemokratischen Opposition in Fühlung zu kommen.

Während nach links eine deutliche Schranke gegen die dem Volksfrontgedankenzuneigenden
Kreise aufgestellt wird, werden nach rechts politisch-weltanfchaulicheZugeständnisse
gemacht, die zur Mitarbeit im neuen Lager einladen sollen. Wenn diskNllkloll»lll-
demokraten und Nationalradikalen diesen einladenden Bewegungen gegenübersprode
verhalten, so nicht, weil sie die ihnen hier gebotene Chanre verkennen, sondern weil sie
glauben, daß nicht si e , sondern die Negierungskreise es nötig haben, die Zusammen-
arbeit zu suchen. Der »Gonier Warszawski«, das Organ der Jung-Endeken, hat die
Lage ziemlich richtig charakterisiert, wenn er fchreibt: Oberst Koc rufe heute aus: ,,Jhk- dlk

ihr das Wohl und die Kraft Polens ersehnt, kommt zu uns und stellt euch unter unsere
Fahnen!" Es sei aber leicht zu verstehen, wenn dieser Ruf von der anderen Seite mit der

Frage beantwortet werde: »Wenn ihr wirklich die Konsolidierung ek-

strebt, warum sollen wir dann zu euch kommen und nicht umge-
k e h rt ih r zu u n s«. Es ist übrigens bemerkenswert, daß Oberst M i e d z i n s ki,
der hauptsächlichstejournalistische Mitarbeiter des Obersten Koc, in einem seiner Artikel
mit einer leichten Verbeugung vor den Nationaldemokraten gleichsam von der Aera

Pilsudski abgerücktist, indem er betonte, daß das Polen aus der Zeit vor dem Mai 1935,

also vor dem Tode Pilsudskis, bereits eine geschichtlicheAngelegenheit sei. Wenn die hier
angedeutete Richtung weiter verfolgt wird, ist m i t e i n e r w ei t e r e n U e b e r -

fremdung des Negierungslagers mit nationaldemokratischen
G e d a n k e n g ä n g e n z u r e ch n e n. Denn die Wahrscheinlichkeit einer Aufsaugung
der Nationaldemokratie durch das Negierungslager ist in Anbetracht der ideologischenund

propagandistischen Stoßkraft der Endeken äußerst gering. Nach alledem ist d a s

,,Lager der nationalen Einigung« nicht als eine Stärkung und

Neubelebung der früher einmal von Marschall Pilsudfki ver-

folgten Politik, sondern (bis zum Beweis des Gegenteils) eher als eine«

LiquidierungderAeraPilsudskizuwerten. DLK

Heimat-beit, eine Frage der Grenzpoliiik
Bezeichnend für die Gleichgültigkeit,mit der der Deutsche den Fragen der Grenze
gegenübergestandenhat,- ist die Tatsache, daß in der Literatur auch nicht das Geringste
über die grenzpolitische Bedeutung der sächsischen und darüber

hinaus der gesamten deutschen Heimindustrie zu finden ist. Es gibt
nicht einmal eine zusammenfassendeDarstellung der sächsischenHeimindustrie, obgleich diese
doch innerhalb der sllchsischen Wirtschaft eine immerhin recht bedeutende Stellung ein-

nimmt» Nach einer Erhebung vom 15. September 1935 hat es in Sachsen 86 304

H e i m a r b e i te r gegeben;das sind kund 30 v. H. der 284 400 Heimarbeiter, die damals
im Deutschen Reiche grzllhlk morden find. Sachsen ist weit über seinen bevölkerungs-
MäßigenAnteil hinaus an der deutschen Heimarbeiterfragebeteiligt. Von den 14 Sonder-
treuhändern für die Heimarbeikhaben 4 ihren Sitz in Sachsen. 35 700 (= 41,4 v.

der sächsischenHeimarbeiter wohnen in den Arbeitsamtsbezirken,die unmittelbar an das

kfchechD-flvwakischeStaatsgebiet grenzen. Nimmt man die an diese unmittelbaren Grenz-
bezirkeanstoßendenArbeitsamtsbezirke hinzu, dann ergibt sich, daß 70 600 (= 81,8 v.

sächsifche Heimarbeiter in der 30-Kilometergrenzzone wohnen.
Das bedeutet, daß die sächsischeHeimarbeiterfrage in hervorragendem Maße ein

Problem der deutschen Ostgrenze ist und eine entsprechende Behandlung ver-

langt, wenn sich nicht schwere wirtschaftliche und damit schließlichauch grenzpolitische
Schäden einstellen sollen. Die über die sächstfcheHeimindustrie vorhandene Literatur wird

dieser Sachlage aber in keiner Weise gerecht. Sie behandelt die Frage durchweg nur oos

beschränktenlokalen, sozialen und wirtschaftlichenGesichtspunkten aus, niemals aber im

Geiste einer volks- und grenzpolitischenVerantwortlichkeit Vor allem ist man sich
selten bewußt,daß zwischender sächsischenund der su d et e n d e u t s ch e n Heimindustrie
nicht bloß eine wirtschaftliche, sondern auch eine volkspolitische Wechselwirkungbesteht.
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Während man sich aus politischem Gebiete allmählich daran gewöhnt hat, die

sudetendeutscheFrage als einen Teil der gesamtdeutschen Frage zu werten, kommt man

auf wirtsch aftlichem Gebiete noch immer nicht davon los, in den sudetendeutschen
Erzeugnissen nichts anderes als eine lästige Konkurrenz für die entsprechenden reichs-
deutschen Produkte zu sehen. Es ist aber widersinnig, auf der einen Seite in politischer
Hinsicht für das Sudetendeutschtum zu kämpfen,auf der anderen Seite aber die Existenz-
grundlagen der sudetendeutschen Wirtschaft durch die Behinderung ihres Exportes zu
schmälern. Es geht nicht an, daß man volkspolitisch großdeutsch denkt, zu-
gleich aber wirtschaftspolitisch kleindeutsch handelt. Es soll dabei durch-
aus nicht verkannt werden, daß es nicht leicht, in vielen Fällen vielleicht sogar unmöglich
ist, zu entscheiden, welche innerhalb der tschecho-slowakischenStaatsgrenzen liegenden
Betriebe heute noch sudetendeutschsind. Der Einbruch des tschechischenKapitals in die

sudetendeutsche Wirtschaft und die Durchsetzung sudetendeutscher Betriebe mit fremd-
völkischenArbeitskräften haben die früher verhältnismäßigklar gezogenen Grenzen weit-

gehend vermischt. Das gilt aber in der Hauptsache für die Großindustrie. Am

wenigsten gilt es für die Heimindustrie, die in den sudetendeutschen
Gebieten auch heute noch als ein nahezu völlig deutscher Wirt-

schaftsbereich anzusprechen ist. Die politische Grenze zerschneidet eine

wirtschaftliche Einheit, deren beide Teile sich bis ins Einzelne entsprechen und

im Grunde auf eine innige Zusammenarbeit eingestellt sind. Es ist das zugegebeneZiel der

tschechischenPolitik, diese beiden, an sich organisch zusammengehörendenTeile gegen ein-

ander zu hetzen, den sudetendeutschenTeil gegen den sächsischenauszuspielen, um aus der

wirtschaftlichen Konkurrenz der beiden Teile schließlichnationalpolitischen Nutzen zu ziehen.
Man kann nicht behaupten, daß man auf reichsdeutscher Seite bisher schon immer

davor gehütet hat, sich zum unfreiwilligen Helfer dieser tschechischenPolitik machen zu
lassen. Ein Beispiel soll das erläutern: Eine sächsischeGrenzstadt ist schon seit Jahren
nicht mehr in der Lage, den in ihrer Knopfindustrie beschäftigtenHeimarbeitern genügende
Beschäftigungsmöglichkeitenzu bieten. Es ist also notwendig, irgendeinen neuen Industrie-
zweig in diese Grenzstadt zu ziehen, um auf diesem Wege die Arbeitslosigkeit zu beheben.
Dabei stellt man nun fest, daß für die Einfuhr von Glaswaren und Schmucksachen aus
dem sudetendeutschenGebiete erhebliche Devisenbeträge aufgewandt werden müssen, da

diese Artikel bisher im Reiche nicht hergestellt werden. Was liegt da näher als der

Entschluß, durch Errichtung einer solchen Industrie in der sächsischenGrenzstadt den

dortigen Heimarbeitern Arbeit zu geben, zumal man zu gleicher Zeit die bisher für die

Einfuhr der genannten Waren ausgegebenen Devisen für den Bezug wichtiger Nohstoffe
freistellen kann! Das ist in der Tat eine Lösung, die zunächstbestechend erscheint und

demgemäß auch der Unterstützungseitens der Unternehmer und der staatlichen Stellen

gewiß ist. Welches sind nun aber die volkspolitischen Auswirkungen jenseits der Grenze,
im sudetendeutschenGebiet? Die sudetendeutsche Glasindustrie, die ohnedies schon schwere
Schäden aufweist, wird durch die Bildung einer reichsdeutschen Konkurrenz erneut

empfindlich getroffen. Während hie r die Heimarbeiter neue Arbeitsmöglichkeitenerhalten,
werden d o rt einer entsprechenden Gruppe sudetendeutscherArbeitskräfte die ohnehin schon
geringen Verdienstmöglichkeitenentzogen. Es ist klar, daß die Geschädigtensehr bald von

der Ursache ihres Schadens erfahren. Dafür sorgen schon in reichlichem Maße die

Tschechen, die den ganzen Vorgang als die lachenden Dritten betrachten. Es gehört
dann für die Sudetendeutschen schon eine überragende innere Größe dazu, trotz solcher
Enttäuschung,die ihnen von reichsdeutscher Seite bereitet wird, in der nationalpolitischen
Selbstbehauptung nicht zu erlahmen! Man sage nicht, das sei ein an den Haaren herbei-
gezogenes Beispiel! Wer in den letzten Jahren mit offenen Augen an der Grenze gelebt
hat, der hat feststellen müssen, daß Maßnahmen der geschilderten Art, die wirtschaftlich
an sich verständlichsind, von reichsdeutscher Seite recht häufig durchgeführtworden sind.
Es ist aber ein verhängnisvoller Fehler, die reichsdeutsche Wirtschaft auf Kosten der

grenzdeutschen Wirtschaft zu stärken. Und es ist ein Wahnsinn, die Etappe stark zu

machen, die Front aber zu vernichten. An der sudetendeutschen Front wird heute gesamt-
deutsches Schicksal entschieden. Das Ziel, diese Front möglichststark zu erhalten, ist mit

größerenOpfern der Etappe nicht zu teuer erkauft.
Nach diesen allgemeinen Betrachtungen einige Bemerkungen über die Zweige der

sächsischenHeimindustrie. Allgemein bekannt ist die erzgebirgische Spiel-
warenindustrie, die auf sächsischerSeite vor allem in den Arbeitsamtsbezirken
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leernhau und Flöha heimisch und deren Mittelpunkt Seiffen ist. Vorgelagert ist dem

sächsischendas entsprechende sudetendeutscheHeimarbeitsgebiet um Gebirgs-Neudorf Und

Katharinaberg Die erzgebirgische Spielwarenindustrie, die aus der ganzen Welt nicht
ihresgleichenhat, ist ein typisches Beispiel echter Volkskunst. Gewachsen
aus der Ungunst der klimatischen und Bodenverhältnisse einerseits, dem Holzreichtum
andererseits, ist sie ein unverfälschtesS p i e g e l b i l d des e rzg eb i r g i s che n Volks-

ch a r a k t e r s. Für ihre Entwicklung war die politische Grenze ohne Bedeutung:
diesseits und jenseits findet man die gleichen Verhältnisse vor. Jn den Zeiten der

schlimmsten Wirtschaftsnot hat man öfters versucht, die in der SpielwakeUlUdUstrie
Beschäftigtenin andere Erwerbszweige überzuleiten.Die innere Verbundenheit der Spiel-
warenmacher mit ihrer Arbeit aber hat das verhindert: Jhr Verwachsensein mit dieser
Arbeit läßt sich geradezu mit der Bodenverbundenheit alteingesessener Bauerngeschlechter
vergleichen. Das ist eine Erscheinung, der gerade in grenzpolitischer Hinsicht die aller-

größte Bedeutung zukommt. Aehnlich liegen die Verhältnisse in der Mu sikin situ-
m e n t e n i n d u st r i e , die im Arbeitsamtsbezirk Oelsnitz beheimatet ist. Bekannt sind
auf sächsischerSeite die Orte Klingenthal und Markneukirchen. Auf sudetendeutscher
Seite ist die gleiche Industrie um die Orte Graslitz und Schönbach zu finden. Die

Bedeutung dieser Jndustrie für Sachsen geht daraus hervor, daß sie allein im Arbeits-

amtsbezirk Oelsnitz mehr als 3000 Heimarbeiter beschäftigt. Die Herstellung
künstlicher Bllltnen und Früchte sowie die Herstellung von Fest-
artikeln wird in Sachsen in der Hauptsache in den Arbeitsamtsbezirken Sebnitz und

Olbernhau, jenseits der Grenze in den sudetendeutschen Gebieten um Einsiedeln, Nixdorf
und Schluckenau betrieben. Weit verbreitet ist im Erzgebirge auch die Fabrikation von

Spitzen, Stirkereien, Posamenten und Häkelwaren. Es handelt
hier um ein geschlossenesWirtschaftsgebiet, das auf sächsischerSeite die Arbeitsamtsbezirke
Annaberg, Aue, Auerbach, leernhau, Oelsnitz, Plauen, Thalheim und Zwickau und

auf sudetendeutscherSeite das Gebiet um Asch, Noßbach,Schönau und Graslitz umfaßt.
Zum Teil im gleichen Gebiete Sachsens, zum Teil aber auch noch darüber hinaus, sind
die Strickerei und die Trikotagen- und Strumpffabrikation zuhause,
auf sudetendeutscher Seite in der Gegend von Weipert, Schmiedeberg, Kupferberg, Kaaden
und Duppau. Die Herstellung von Leder- und Stoffhandschuhen findet man in

Sachsen in den Bezirken Aue und Burgstädt, in Sudetendeutschland in Breitenbach,
Platten, Bärringen und Qbertham. Von großer Bedeutung ist auch noch das Bekleidungs-
gewerbe; W ä s ch e k o n f e k t i o n gibt es in den Bezirken Aue, Auerbach, Plauen und

Zwirkau, G r o ß st ü ck k o n f e k t i o n in den Bezirken Plauen, Neugersdorf und Zittau.
Die gleichen Zweige sind im sudetendeutschenGebiet um Graslitz, Bärringen, Obertham,
Warnsdorf und Georgswalde vertreten. Von geringerem Umfange sind schließlichnoch
die Knopfindustrie, die Bandweberei, die Zigarrenmacherei und die

Herstellung von Besen-, Bürsten- und Korbwaren.

Jn welchem Maße das Verhältnis der sächsischenzu den sudetendeutschen Zweigen
dieser Industrien von reichsdeutscher Seite unter dem engen Gesichtspunkt
der privaten Konkurrenz aufgefaßt wird, dafür sollen einige Beispiele ange-
führt werden. Jn einer 1935 erschienenen Arbeit von Dr- W. Schelling »Die sächsisch-
erzgebirgische Holzwarenindustrie seit dem Ausbruch des Weltkrieges« finden u. a.

folgende Sätze: »Für die sächsisch-erzgebirgischeSpielwarenindustrie erstand ein be-

so»nders lästiger Konkurrent in der Tschecho-Slowakei, deren Am

Sudkcmdedes Erzgebirges gelegene Spielwarenindustrie ähnliche Erzeugnisse herstellt wie
dle sachsischeIndustrie. Sie arbeitet technisch unter denselben Bedingungen wie diese, hat
Aber Mchk Mit so hohen Sozialversicherungs- und Steuerlasten zu rechnen und kann mit

Löhnen Akkelkekhdie teilweise halb so hoch wie die deutschen Löhnesind.« Jm Bericht
des Treuhandersder Arbeit für das Jahr 1935s36 kann man u. a. folgendes lesen:
,,(Für den geringen Auftragsstand) spielt der Umstand eine Rolle, daß die Musik-
instrumenten- Und Salkellhekstelllmg in starkem Maße auch in der Tschecho-
Slowakei betrieben wird, und« die dort hergestellt-m Waren als vogk-
Iändische Musikartikel auf dem Weltmarkt Absatz finden, wobei der Käufer
nicht danach fragt, wo das Vogtland liegt.« Schließlichheißt es in einem Bericht über
die Lederhandschuhindustrieu. A—: »Die tschechoslowakischen Arbeiter

arbeiten billiger als die in Deutschland. Solange aber Reichszuschüssegezahlt werden,
bestehen keine Konkurrenzschwierigkeiten.«Man kann nicht behaupten, daß aus der-
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artigen Berichten viel volkspolitisches Verständnis spricht. Der sudetendeutsche Arbeiter
wird da als ein ,,besonders lästiger Konkurrent« oder gar als ,,Tschecho-Slowake«
bezeichnet oder als ein Mensch, der sich zu Unrecht den Namen des ihm stammesgleiches
Vogtländers aneignet. Ueber die Notwendigkeit einer bewußten volkspolitischen Haltung
in den Fragen der Wirtschaft besteht nach dem Gesagten kein Zweifel. Die sächsisch-sudeten-
deutsche Heimindustrie liefert das beste Anschauungsmaterial zu dieser Frage. Zugleich
aber setzt sie auch dem Durchbruch und der Verwirklichung der geforderten Haltung die

verhältnismäßiggeringsten Schwierigkeiten entgegen.
Um die soziale Lage in der sächsischen Heimindustrie zu ver-

stehen, ist es notwendig, daran zu erinnern, daß die Heimindustrie Generationen hin-
durch das Stiefkind der Wirtschaft und des Staates war. All die Fortschritte technischer,
lohnpolitischer, sozialer und hygienischer Art, kamen ihr im Gegensatz zu den anderen

Zweigen der Wirtschaft mit jahrzehntelanger Verspätung und dann noch in höchst
unzureichendem Maße zugute. Jn einer Zeit, in der die maßgebendenKreise ihre
sozialpolitischenVerpflichtungen gegenüberden wirtschaftlich Schwachen nach dem partei-
politischen Nutzen zu bemessen pflegten, den sie von dem mit sozialpolitischenMaßnahmen
Bedarhten zu erwarten hatten, hatten die Heimarbeiter als eine nicht oder schlecht
organisierte Bevölkerungsschichtkeine Aussicht, eine wirksame Abhilfe für ihre Nöte zu

finden. Das kaiserliche Deutschland versagte gegenüberden Heimarbeitern sozialpolitisch
ebenso, wie das bei dem Deutschland der Systemzeit der Fall war. Vor der Macht-
übernahme durch den Nationalsozialismus sah es in der deutschen, besonders aber in der

sächsischenHeimindustrie geradezu trostlos aus: Die Produktion war bis auf einen geringen
Nest zusammengeschrumpft.Die Mehrzahl der Heimarbeiter mußte von Unterstützungen
leben; und die, die noch Beschäftigunghatten, standen sich nicht viel besser als die

Beschäftigungslosem Ungenügende Entlohnung, unbeschränkte Ak-

beitszeit, ungerechte Auftragsverteilung, und ungehinderte
Uebervorteilung durch unsoziale Verleger, das waren einige der

Plagen, unter denen sie litten. Der damalige Staat wurde der unleugbar großen
Schwierigkeiten, die einer gesetzlichenRegelung der Arbeits- und Lohnverhältnissein
der Heimindustrie entgegenstellen, nicht Herr.

Erst nach der Machtübernahme durch den Nationalsozialismus
wurden wirklich durchgreifende Schutzmaßnahmenauch für die in der Heimindustrie
beschäftigtenArbeitskräfte in Angriff genommen. Durch das G e s e tz ü b e r d i e H e i m-

arbeit vom 23. April 1934 wurden die Löhne geregelt, wurde die Arbeitszeit
(soweit erforderlich) durch die Anordnung der Nachtruhe verkürzt, wurde dem Heim-
arbeiter z. T. bereits ein Anspruch auf bezahlten Urlaub gesichert, wurde für eine

gerechtere Verteilung der Arbeitsmöglichkeitengesorgt, Und die nationalsozialistische
Regierung ließ es nicht bei der papiernen Anordnung dieser Vorschrift bewenden. Sondern
es wurde durch eine umfangreiche Ueberwachung, durch die Einsetzung von Sondertreu-

händern der Arbeit für die Heimindustrie, durch den Einsatz der Partei usw., auch die

tatsächlicheDurchführungder Vorschriften nach Möglichkeitsichergestellt. D e r H e i m -

arbeiter wurde endlich wirksam in den Schutz des Staates ge-
nommen. Wenn trotzdem noch nicht alles so ist, wie es sein soll, so hat das zwei
Gründe: Erstens sind die in der Heimindustrie hergestellten Erzeugnisse der scharfen
Konkurrenz der fabrikmäßigenProduktion ausgesetzt; das zwingt dazu, die P r e ise der

heimindustriellen Erzeugnisse niedrig zu halten, das wiederum drückt auf die Löhne,
die den Hauptkosienfaktor dieser Erzeugnisse bilden. Und zweitens sind es häufig auch
noch die Heimarbeiter selbst, die die volle Auswirkung des ihnen zugedachten Sozial-
schutzes verhindern, indem sie sich im Kampf um die Aufträge gegenseitig zu
unterbieten versuchen.

Dieser Ueberblirk über die sächsischeHeimindustrie drängt zu der Frage, ob es ein

Vorteil oder ein Nachteil ist, daß das sächsischeGrenzgebiet in so hohem Maße ein

Heimindustriegebietist. Hierzu ist zunächstzu bemerken: das sächsischeGrenzgebiet ist
überwiegendein hinsichtlich seiner Bodenverhältnisseund seines Klimas wenig begünstigtes
Gebiet, das nur in beschränktemUmfange eine landwirtschaftliche Nutzung zuläßt Das

müßte an notwendigerweise eine nur geringe Bevölkerungsdichtebewirken, also eine

Erscheinung, die in einem Grenzgebiet höchst unerwünscht ist. Wenn nun das

süchsische Grenzgebiet trotzdem sehr dichthesiedelt ist, so ist
das zu einem guten Teil auf seine starke Durchsetzung mit Heim-
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industrie zurückzuführen. Die in dieser Jndustrie Beschäftigten
sind durch eine lange Berufstradition und durch Haus- und

geringen Grundbesitz zumeist außerordentlich eng mit ihrer
H e i m at v e r b u n d e n. Die Erhaltung dieser günstigen Bevölkerungslage im

sächsischenGrenzgebiet ist also in der Hauptsache eine Frage der Heimindustrie. Deren

Bestand aber läßt auf die Dauer nur dadurch sichern, daß man d e n so z i a l e n

S t a n d a r d der in ihr beschäftigtenArbeiter hebt. Jnsofern ist das Gesetz über die

Heimindustrie eine grenzpolitische Maßnahme von großer Bedeutung.
Nun ist aber Sachsen d e r Teil Deutschlands, der noch die verhältnismäßiggrößte

Arbeitslosigkeit aufweist. Es scheint, daß eine völlige Beseitigung der dortigen Arbeits-

losigkeit nicht ohne die Ueberführungeiner gewissen Anzahl sächstschecArbeitskräfte in

andere Gegenden des Reiches erreicht werden kann. Wenn das aber so ist, d an n d a rf
der Abzug sächsischer Arbeitskräfte keinesfalls in einem Um-

fange erfolgen., daß dadurch eine bevölkerungspolitische Schwä-
chung des Grenzgebietes herbeigeführt wird. Und wenn heute aus

Gründen des Arbeitseinsatzes Facharbeiter aus Sachsen in Gegenden überführt werden, die

infolge ihrer starken Wirtschaftsbelebung einen erhöhten und örtlich nicht zu befriedigenden
Bedarf an Facharbeitern aufweisen, dann ist unter allen Umständen darauf
zu achten, daß durch diesen zeitweilig bedingten Einsatz sächsi-
scher Arbeitskräfte im Jnnern des Reiches nicht eine fort-
dauernde Abwanderung aus dem Grenzgebiet, also eine Bewegung
a u s g e l ö st w i r d

, die schließlichzu einer bevölkerungspolitischenSchwächungder

heute gefestigten sächsischenGrenze auswirken müßte. H e i n z B r ü ck n e r
, Sebnitz.

Der deutsch-politischeHandelsverlrag
Nach mehrmonatigen Verhandlungen ist am i. März e i n n e u e s d e u t s ch -

polnisches Wirtschaftsabkommen in Kraft getreten. Durch die bisherigen
Abkommen hat kein voll befriedigendes Ergebnis erzielt werden können.

Seit dem Abbau der wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen im Frühjahr 1934 hat es im

deutsch-polnischen Wirtschaftsverkehr nur kurzfristige Regelungen gegeben: das für die
Dauer eines Jahres geltende Kontingent- und Verrechnungsabkommen vom 4. Oktober 4934

und das gleichfalls auf ein Jahr befristete Wirtschafts- und Verrechnungsabkommen vom

4. November 4935, das zweimal, zuletzt bis zum 28. Februar d.J. verlängert und vom

1.März d.J. an durch das neue Abkommen ersetzt worden ist. Dieses Abkommen

gilt für zwei Jahre. Diese längereGeltungsdauer wird als ein Beweis für die zu-

nchmckszndeStabilisierung der Wirtschaftsbeziehungenzwischen Deutschland und Polen
be ei net.

zDasneue Abkommen enthält nichts grundsätzlichNeues; es bringt jedoch einige Ver-

besserungen des deutsch - polnischen Warenaustausches. D e r G e s a m t u m f a n g
des Warenaustausches ist wie bisher auf jährlich 176 Millionen Zloty
festgesetztworden. Der tatsachliche Warenaustausch hat im Vorjahre etwa 40 Millionen

Zlvky Unkec dieser lestgelelzkknGrenze gelegen. Jn dem neuen Abkommen ist versucht
worden, die Umstände,dle zUspeiueJnteilweisen Versagen des bisherigen Abkommens

geführt haben, zu beseitigen. Jn dieser Beziehung hat man auf Grund der bisherigen
Erfahrungen verschiedene Neuerungen getroffen. Neu ist zunächst die Art der Fest-
se tz u n g d e r T e i l k o n t i n g e n t e. Jst bisher der Warenaustausch jeweils für den

Zeitraum eines Monats im voraus festgelegt worden, so wird die Zuteilung der Teil-

kontingente in Zukunft für je em» Vierteljahr erfolgen, wodurch eine größere
Elastizitätdes WarenaustauscheöEkkelchkWerden soll. Weiter ist eine ganze Reihe von

Aenderungen in der Kontingentlistevorgenommen worden. Die »toten Kontin-

e a k e", d. h. solche, die im Abkommen festgesetztworden waren, aber wegen mangelnder
Ziachfragenicht ausgeschöpftwerden konnten,,s·indnach Möglichkeit ausgemerzt und

durch solche Kontingente ersetzt worden, fur die nachden bisherigen Beobachtungen eine

tatsächlicheNachfrage besteht. Weiter sind von polnischer Seite in e t w a 60 W a r e n -

positionen Tarifermäßigungen zugesagt worden, so daß sich für eine Reihe
deutscher Exportzweige neue Ausfuhrmöglichkeitennach Polen eröffnen.
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Der polnische Ausfuhrposten an Holz ist, wie bisher, auf 40 Millionen Zloty fest-
gesetztworden. Die bisher fühlbarenMängel der Preisgestaltung und der Einkaufspraxis
hat man dadurch beseitigt, daß man in Anpassung an die deutsche Marktregelung den

zentralen Einkauf des für die Ausfuhr nach Deutschland bestimmten Papierholzes ein-

geführt hat, wodurch stabilere Preise und damit sicherere Kalkulationsgrundlagen erreicht
werden können. Jn der Reihe der übrigen polnischen Ausfuhrposten sind im Rahmen
des neuen Abkommens neben Getreide und Schweinen die Produkte der bäuer-

lichen Wirtschaft stärker berücksichtigtworden. Auch für den deutsch-polnischen
Filmaustausch ist eine neue Regelung zustande gekommen; und zwar ist das bis-

herige, auf insgesamt 278 Kilogramm bemessene deutsche Filmkontingent auf 1250 Kilo-

gramm (= 50 Spielfilme zu je 25 Kilogramm) heraufgesetzt worden. Dafür sind
deutscherseits gewisse Zusagen bezüglichdes Ausbaus der polnischen Film-
in d u st rie gemacht worden. Diese Filmregelung gilt im Gegensatz zum übrigen Inhalt
des Abkommens nur für die Dauer eines Jahres. (Was dazu zu bemerken ist, ist
bereits an anderer Stelle (,,Qstland Nr.4) ausgeführt worden·) Schließlich ist noch
ein Fortschritt auf dem Gebiete des Verrechnungswesens insofern zu ver-

zeichnen, als die polnische Verrechnungsstelle in das Staatliche Verrechnungsinstitut,
das der deutschen Verrechnungskasse entspricht, eingegliedert wird und die Neben-

kosten des Warenaustausches (Provisionen, Reisespesen ufw.), die bisher in

Devisen bezahlt werden mußten, gleichfalls über die Verrechnung geleitet werden. Durch
diese Neuerungen sind einige der Hindernisse, die bisher dem deutschen Warenexport nach
Polen entgegengestanden haben, aus dem Weg geräumt worden.

Besonderer Erwähnung bedarf noch die Einbeziehung der Freien Stadt

Danzig, die ja einen Teil des polnischen Zollgebietes bildet, in den Rahmen
des neuen Abkommens. Jn Anlehnung an die bisherige Regelung wird ein

Vertreter des Danziger Senates in den Rat des polnischen Berrechnungsinstitutes ein-

treten. Er hat dort das Recht, in sämtlicheGeschäftsvorgängeEinsicht zu nehmen, die

das deutsch-polnische Verrechnungsabkommenbetreffen und mittelbar oder unmittelbar

Danziger Firmen berühren. Ferner ist in dem neuen Abkommen für eine stärkere Berück-

sichtigung Danziger Erzeugnisse bei der Ausfuhr aus dem polnischen Zollgebiet nach
Deutschland Sorge getragen worden. Auf Grund des Abkommens von 1935 war Danzig
an der polnischen Ausfuhr nur mit 14,4 Millionen Gulden für landwirtschaftliche und

industrielle Erzeugnisse und mit 11,5 Millionen Gulden für Löhne aus dem Veredelungs-
verkehr, also mit insgesamt 25,9 Millionen Gulden beteiligt, eine Summe, die weit hinter
denen der vorhergehenden Jahre zurückblieb. Die im neuen Abkommen vereinbarten

Danziger Anteile betragen 13 Millionen Gulden für Löhne aus dem Veredelungs-
verkehr, 9,6 Millionen Gulden für landwirtschaftliche und 5,8 Millionen Gulden für
industrielle Produkte, insgesamt also 28,4 Millionen Gulden. Jm übrigen sind hin-
sichtlich bestimmter Waren für die Beteiligung der Danziger Firmen an der polnischen
Ausfuhr nach Deutschland feste Mindestquoten aufgestellt worden, und zwar
für Speise- und Futterbohnen (15 v. für Speise- und Futtererbsen (22,5 v. H.), für
Lupinen (15 v. für Wirken (22,5 v. für Oelsaaten (20 v. für Kleesaaten
(25 v.H.), für Schnitthvlz (47 v. und für Rundholz (10 v.H.). Die Aufteilung
dieser Danziger Quoten auf die einzelnen Firmen wird in Zukunft durch die Danziger
Industrie- und Handelskammer erfolgen. Jm Ganzen hat das neue Abkommen die

ursprünglichenErwartungen der Danziger Wirtschaft und der Danziger Amtsstellen nicht
erfüllt, wenn es auch immerhin einen Schritt auf dem Wege zu einer gerechteren
Berücksichtigungder Danziger Wirtschaftsinteressen bedeutet.

Zu dem deutsch-polnischen Wirtschaftsabkommen kann man abschließendfeststellen-
daß es in dem abgesteckten Rahmen im allgemeinen günstigere Grundlagen für die

Entwicklung des Warenaustausches zwischen Deutschland und Polen. enthält, als es

bei den bisherigen Abkommen der Fall war. Aus den bisherigen Erfahrungen hat man

die notwendigen Schlußfolgerungen gezogen. Den Erfolg wird man allerdings
abwarten müssen. Es kommt in erster Linie darauf an, wie Polen das Ab-

kommen durchführen wird. Denn die Höhe des deutsch-polnischen Warenaustausches
richtet sich nach der Fähigkeit und der Bereitschaft Polens, deutsche Waren aufzunehmen.
Es ist also die Aufgabe des polnischen Partners, den deutschen Waren Absatz auf seinem
inneren Markt zu verschaffen. Jn dem Maße, in dem ihm dieses gelingt, kann er auch
mit einer Steigerung seiner eigenen Ausfuhr nach Deutschland rechnen.
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Pansiawismus im Sokol
Welche Rolle der Sokol, der in seinem geistigen Ursprung auf die deutsche Turn-

bewegung zurückgeht,für die Stärkung des Nationalbewußtseins der

slawischen Völker, vor allem der Tschechen, Polen und Serben, gehabt hat, ist zur Genüge
bekannt. Bekannt ist auch, daß der Sokol vor dem Weltkriege der aktivste
Jdeenkrüger der slawischen ,,Gegenseitigkeit« gewesen ist· Diese Jdee

klingt im Sokol auch heute noch nach. Das gibt ihm gegenüberden anderen politischen
Kampfoerbänden,die ausschließlichin den Dienst des egoistischen Nationalstaats-
gedankens gestellt haben, auch heute noch seine besondere Note, vor allem in der Tschecho-
Slowakei und in Südslawien, also in den Staaten, in denen die politisch herrschenden
Staatsvölker, die Tschechenund Serben, die in den Grenzen ihrer Staaten eingefchlossenen
anderen slawischen Völker, die Slowaken, Kroaten und Slowenen in einzugliedekn
und aufzusaugen versuchen. Darüber hinaus aber ist der Sokol auch heute noch sowohl
in Polen wie in der Tschecho-Slowakei und in Südslawien diejenige politische Organisation-
die über die staatlichen Grenzen hinaus den allslawischen Ge-
danken in die Zukunft zu retten und als politischen Faktor
lebendig zu erhalten versucht. Es lohnt sich daher, einen kurzen Blick auf die

Entwicklung des Sokol in den genannten drei Staaten zu werfen.
Zunächst Polen: Nach dem Kriege spielte der Sokol im nationalen Leben des

polnischen Volkes bei weitem nicht mehr die Rolle, die er vor dem Kriege beispielsweise
in den preußischenOstprovinzengespielt hatte. Der Krieg mit Nußland versetzte
seiner allslawischen Jdeologie einen gewaltsamen Stoß. Und das Gesetz des Handelns
lag im neuen Staat nicht mehr bei ihm, sondern bei den Kampfverbänden,die sich um

Pilsudski geschart hatten und denen der Gedanke einer slawischen Gemeinsamkeit
fernlag. Nur mit Mühe konnte im Jahr 1921 das S o k o l f e st in W a r s ch a u durch-
geführt werden, das in der Bevölkerung nur einen geringen Widerhall fand. Acht Jahre
dauerte es dann, bis der Sokol wieder mit einer größeren Kundgebung an die

Oeffentlichkeit wagte: Wenn das Posen er So kolfe st von 1929 das von 1921

auch an Umfang weit übertraf, so vermochte es doch kein stärkeres Interesse für die

Jdee des Sokol zu wecken. Das für 1935 in Wa r s ch a u angesetzte Fest kam gar nicht
zustande. Die derzeitige Stärke des polnischen Sokol ist mit 90000

Mitgliedern nicht groß.
Um so auffallender ist es daher, wenn jetzt in bislang ungekanntem Umfang die

Werbetrommel für das S o. k o l f e st gerührt wird, das Mitte dieses Jahres in K a t to -

w itz stattfinden soll. Dieses Fest soll im Zusammenhang mit dem A b l a uf d e r

G e n f e r K o n o e n t i o n zu einer machtvollen politischen Kundgebung des Polentums
in Ostoberschlestenwerden. Aus diesem Anlaß hat der Präsident des polnischen Sokol-

verbandes, Oberst Arc,iszewski, einen Aufruf erlassen. Es heißt darin u. a.:

Kurz nach den oberthleslsthenAufständen, an denen die dortigen Sokolvereine lebhaften
Anteil genommen haktekh set zsvischenDeutschland und Polen die Genfer Konvention

festgelegt worden. Am 15—Jull J. aber gehe diese Uebergangsperiode zu Ende, und

Qberfchlesien ,,kehre dann endgultig, ohne Vorbehalte, zu Polen zurück«. Um der

Freude darüber Ausdruck zu geben, fänden im Juni d. J. die Männer und Frauen
des Sokol in Kattowitz zu einem großenTreffen zusammen. Dann heißt es weiter: »Die
obersten mititäcischen Behörden haben sich sehr ernstlich fük
U n s e r T u r n f e st in te r e s sj e kk ! Diejenigen, die die Vorbereitungen zur Ver-
teidigung unseres Landes leiten, wollen uns sehen! Sie wollen sehen, wie wir vorbereitet

sind! Sie wollen unsere Uebungen, unsere Ordnung und Disziplin sehen; den Geist
unserer Reihen, mit einem Wort: unseren Wert kennenlernen Denn wie sie uns sehen
und wie sie uns kennen lernen werden, so werden sie uns in Zukunft für die Verteidigung
des Vaterlande-s einsetzen! Der General-Jnfpekteur der Armee, der

Marschall Polens, Smigly-Nydz, interessiert sich lebhaft für
unser Fest . . . .« Diese letzten Sätze verdienen Beachtung: Der Umstand, daß
Nydz-Smigly selbst die Schutzherrschaftüber das Fest übernommen hat, deutet darauf
hin, daß in Zukunft auch der polnische Staat nach dem Beispiel der Tschecho-
Slowakei und Südslawiens den Sokol systematisch zum politischen
Einsatz zu bringen gedenkt.
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Jn der Tschecho-Slowakei und Südslawien besaß der Sokol schon immer

die Möglichkeit zu politischem Einsatz. Seit 1918 konnte er in diesen beiden
Staaten einen fortdauernden Aufstieg verzeichnen. Denn in beiden

Fällen wuchsen ihm mit der Gründung der Staaten automatisch wichtige innen-

p o l i t i s ch e A u fg a b e n z u. Er betätigte sich als überparteilicheOrganisation, die

die Festsetzungder Staatsidee und die Ueberbrückung der völkischen Gegen-
sätze zwischen den slawischen Völkern dieser Staaten erstrebte.
Er bildete die ,,Staatsjugend"; er wurde eine Art Wehrformation. D e r tsch e ch i s ch e

Sokol zählt heute 760000 Mitglieder. Er erfreut der größten Fürsorge
von Seiten der Prager Regierung, die ihm die Richtlinien für seine Tätigkeit gibt-
Es ist bemerkenswert, daß seine Mitgliederzahl in der Slowakei und in Karpathenrußland
langsam steigt, während sie in Böhmen und Möhren einen geringen Rückgang verzeichnet.

Jn S ü d s l aw i e n kam die verwickelte innenpolitische Struktur des Staates zunächst
auch im Sokol zum Ausdruck. Es gab einen slowenischen- Einen kkollki-

schen und einen serbischen Sokolverband; und die drei Verbände standen
je nach der innen- und volkspolitischen Lage in einem mehr oder weniger starken Gegensatz
zueinander. Nach der im Jahre 1929 erfolgten Zentralisierung des

Staatsapparates aber wurden die drei Verbände in einem

neuen füdslawischen Sokolverband zusammengefaßt· Diesem fiel
nun die hochpolitischeAufgabe zu- die Jdee des Südslawismus in den slawischen Völkern
des Staates zu propagieren. Der neue Verband war nunmehr aller erdenklichen
Unterstützungvon Seiten der Belgrader Regierung gewiß. Jm Jahre 1932 wurde ein

eigenes Ministerium für Leibeserziehunggeschaffen, das die Zusammenarbeit zwischen
Staat und Sokol noch weiter verstärkte. Selbst deutschstämmige(!) Schulkinder wurden

in die Reihen des Sokol gezwungen. Und es gelang schließlich, die Mit-

gliederzahl des Sokol auf 400000 zu steigern, ein für südslawischeVer-

hältnisse sehr beachtlicher Erfolg.
Während nun aber, wie gesagt, der Sokol vor dem Kriege für seinen Nationalismus

eine wertvolle Stütze in der Jdee der slawischen ,,Gegenseitigkeit«fand, wandte er

nach dem Kriege vorerst in der Hauptsache nationalstaatlichen Aufgaben zu. T r o tz -

dem aber blieb der Panslawismus die Grundlage der Sokol-
id e o l o g i e. Es ist in dieser Hinsicht bezeichnend, daß an allen größeren Veran-

staltungen des Sokol in einem der genannten Länder stets auch Abordnungen der anderen

Sokolverbände teilnahmen. Die panslawistische Neigung aber kommt vor allem darin

zum Ausdruck, daß alle Verbände im Allslawischen Sokolverband zusammen-
gefaßt sind. Jn der Praxis des politischen Geschehens allerdings hat der allslawische
Gedanke, den der Sokol verkörpert, bisher kaum Spuren einer Wirkung zu hinterlassen
vermocht. Zu fern hat die panslawistische Idee der Problematik der Gegenwartspolitik
gelegen. Sie ist hinter der Aktualität anderer Fragen verblaßt. Der realistische Instinkt
der Völker hat den unzeitgemäßenVorkriegspanslawismus beiseite geschoben. Der Sokol
allein ist, getreu seinen Grundsätzen,in der Sphäre des ideellen Trägers panslawistischer
Bestrebungen geblieben.

Neuerdings aber mehren sich die Anzeichen, die einen Vorstoß
der Sokol-Panslawisten in die Bezirke der aktiven Politik in

den Bereich des Möglichen rücken. So darf z.B. der südslawischeSokol,
der in Gemeinschaft mit dem b ulg arisch en Turnverband ,,Junak« einer der ältesten
Vorkämpfer für eine bulgarisch-südslawischeAnnäherungist, das vor einiger Zeit zustande-
gekommene Freundschaftsabkommen der beiden Länder zum nicht geringen Teil auf sein
politisches Erfolgskonto buchen. Und wenn unlängst der Präsident des tschechischen
Sokolverbandes, Dr. B u kov s ky , Südslawien besucht hat und dabei in allen größeren
Orten festlich empfangen und in Belgrad sogar vom Ministerpräsidentenbegrüßt worden

ist, so ist das nur so zu verstehen, daß der tschechischeSokol, seiner zahlenmäßigcnUnd

politischen Bedeutung entsprechend, von der Prager Regierung vorgeschirkt wird, um im

Namen der von ihm getragenen allslawischen Tradition einer machtpolitischen Konstruktion,
der Kleinen Entente, jenen neuen Auftrieb zu geben, den die amtliche Prager Politik ihr
nicht mehr zu geben vermag. Daß die Bolschewisierung Rußlands für den tschechischen
Panslawismus kein Hinderungsgrund ist, in Rußland auch heute noch den Vorkämpfer
der slawischen Sache zu sehen, ist bekannt. Die Ansprache, die Dr- Bukovsky in Belgrad
gehalten hat, hat das noch einmal (in recht zweideutiger Weise) bestätigt: »Die Rolle des
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Sokol kommt auch in dem Verhältnis zu unseren Brüdern, den N u f s e n , zum Ausdruck,
die ihr Land verlassen mußten, die aber auch weiterhin die Verbindung mit dem Sokol-

wesen der übrigen slawischen Völker aufrechterhalten. U n s e r a u f r i ch t i g e r

Wunsch und unser Trachten ist es indessen, daß einst das Sokol-

wesen vom gesamten russischen Volke angenommen werde . . . .«

Jn demselben Sinne haben auch die tschechischenVertreter auf der Konserenz des

Allslawischen Sokolverbandes, die am ·6. und 7. Februar d. J. in Prag stattfand- geäußekki
Ebenso eiseig setzt sich dee tschechische Sokol schließlich auch für
eine polnisch-tschechische Annäherung ein, — nicht ohne in den Reihen
des polnischen Sokol ein freundliches Echo zu finden. Den Höhepunkt der verstärkter-
Aktivität des Sokol wird das X. Allslalwische Sokolfest in Prclg bringen-
das im Jahre 1938 gleichzeitigals Jubiläumsfeier des 20jährigenBestehens der Tschech0-
Slowakischen Nepublik stattfinden soll. Dieses Fest soll zu einer propagandistisch-politi-
schen Kundgebung größten Stils ausgestaltet werdet-.

All’ dies braucht man gewiß nicht zu überschätzen.Aber es ist doch gut, wenn man die

Aufmerksamkeit auf gewisse Erscheinungen lenkt, die bewußt an überholte Vol-kriegs-
begriffe anknüpfen.

Ein Musterbeispietpolitischer Schulpoliiik
Für die nationalpolitische Feindseligkeit, mit der von polnischer Seite das deutsche

Schulwesen in Polen zugrundegerichtet wird, ist ein aus Ostoberschlesien stammen-
des Beispiel bezeichnend. Dort fanden vor einigen Wochen in den Klassen der deutschen
Minderheitsschulen, in denen noch deutsche Lehrkräfte beschäftigt sind, Prüfungen
statt. Deren Ergebnis wurde von den polnischen Prüfern als ,,nicht genügend«bezeichnet.
Das hat, wie man leicht erkennen wird, nicht an der Unfähigkeitder Lehrer und auch nicht
an den mangelnden Kenntnissen der Kinder, sondern an der Böswilligkeit der polnischen
Prüfer gelegen. Es genügt, einige der Fragen anzuführen, die den deutschen Kindern

auf einem Fragebogen zur Beantwortung in Gegenwart der betreffenden polnischea
Aufsichtspersonen vorgelegt wurden. Auf dem Bogen standen z. B. folgende Fragen:

Was geschieht mit Schlesien nach Ablauf der Genfer Konvention?
Wer gefällt euch besser: Hitler oder Pilsudski?
Wo wohnt es sich besser: in Hindenburg oder in Kattowitz?
Warum kommen die Deutschen nach Polen einkaufen und warum fahren

die Polen nach Deutschland?
Welches Wappen ist schöner: das polnische oder das deutsche?
Welcher Adler gefällt dir besser: der polnische oder der deutsche?
Welche Stadt ist schöner: Berlin oder Warschau?
Welches Lied gefällt dir am besten?
Wohin würdest du am liebsten während der Ferien fahren?

Es versteht Vij selbst- daß jedes gut erzogene deutsche Kind in Polen mehr für
Hitler eingenommensein muß-alsfür Pilsudski, daß es ein deutsches Lied sein wird, das

ihm am besten gefällk-daß lhm Berlin schöner als Warschau erscheint, daß es seine
Ferien liebek in einer deutschen als in einer polnischen Umgebung zubringen will. Es
bedarf nicht vieler Worte, um die Hinterhältigkeit eines polnischen Schul-
inspektors zu charakterisiekeU, der deutschen Kindern mit politischer Berechnung solche
Bekenntnisfragen vorlegki Die Fragen sind so, daß ihre Be-

antwortung in jedem Falle zum Nachteil der deutschen Schulen
a u s g e n u tz t w e r d e n k a n n. Heimbeantwortendie Kinder die Fragen des vorge-
legten Fragebogens im polnischen Sinne, dann besteht die Befürchtung,daß ihnen eines

Tages die von der Angst diktierten Antworten als Beweis ihrer ,,polnischen Volks-

zugehökigkkik«ausgelegk werden. Beantworten sie die Fragen aber so, wie es ihnen ihr
vielleicht eben erst erwachendes völkischesGewissen befiehlt, dann bedeutet das, daß sie
ihren deutschen Lehrer bei den polnischenAmtsstellen in Mißkredit bringen-

So kam es den« auch; Gegen die dieutschenLehrkräfte, in deren Klassen derartige
Prüfungen durchgeführtwurden, wurden Disziplinarverfahren eröffnet,
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da die. von ihren Schülern gegebenen Antworten das Nationalgefühl der polnischen
Pseudopädagogenverletzten. Das Deutschtum in Ostoberschlesien kann stolz darauf sein,
daß es Kinder besitzt, die der Arglist polnischer Amtspersonen schlicht und klar ihr Be-
kenntnis zum deutschen Volkstum entgegenzusetzen verstehen. Die Antworten dieser
Kinder sind für die polnischen Fragesteller moralische Ohrfeigen gewesen. Jm übrigen
beleuchtet es die negative Einstellung der polnischen Amtsstellen zum deutschen Schul-
wesen, wenn deutschen Lehrern in Polen die Lehrbefähigungaberkannt wird, weil sie es

als ihre Aufgabe betrachten, die ihnen anvertrauten Kinder zu volksbewußten deutschen
Menschen zu erziehen. Die deutsche Presse in Polen hat in ihren Kommentaren zu
diesen Vorfällen u. a. geschrieben: ,,.

. . Wie absurd das Verfahren, schon rein päda-
gogisch betrachtet-, ist, wird sofort klar, wenn man nur darauf hinweist, daß beispiels-
weise kaum ein Kind die Frage, ob Warschau oder Berlin schöner ist, auf Grund

sachlicher eigener Erfahrung beantworten kann. Wozu will man dann aus dem Kinde
etwas herauslocken, was es gar nicht beurteilen kann? Und wie will man gar aus

Kinderantworten Schlüsse auf die Einstellung der Lehrkräfte ziehen, da es doch auf der

Hand liegt, daß neben der Schule auch andere Faktoren wesentlich auf die Kinder ein-

wirken? Oder verlangt man gar, daß deutsche Lehrer, um ihre Loyalität zu beweisen, vor

den deutschen Kindern das Reich Und seine großen Männer verächtlichmachen sollen, damit

die Kinder vom ,richtigen Geist" erfüllt werden?«
Einem deutschen Lehrer, dessen Schüler nach der oben dargestellten Methode geprüft

wurden, ist kurz nach der Prüfung von einer vorgesetzten Amtsstelle folgendes Schreiben
zugestellt worden: »Die Kommission ist der Auffassung, daß . . . . (der Lehrer) die volle

Mitverantwortung für den geradezu unerhörten erzieherischen Stand der Kinder zu
tragen hat, der in den Antworten auf die im Fragebogen enthaltenen Fragen zum
Ausdruck kommt und in bezug auf das Polentum und die polnische Staatlichkeit aus-

gesprochen und einmütig negativ und feindlich ist. Der Verlauf der Verhandlung hat
ergeben, daß . . . . (der Lehrer) den negativen erzieherischen Stand der ihm anvertrauten

Jugend kennen mußte und gekannt hat, sich jedoch diesem Zustand gegenübergleichgültig
und passiv verhalten und keinerlei konkrete Initiative ergriffen hat, um diesem Zustand
entgegenzuwirken. Dadurch hat . . . . (der Lehrer) gegen die Artikel 20 und 25 des

Gesetzes über das Dienstverhältnis der Lehrer vom 1.Juli 1926 verstoßen, da er in

hohem Maße das öffentliche Wohl auf dem Gebiete der Erziehung
geschädigt und das Vertrauen untergraben hat, das der Lehrerstand erfordert, wo-

durch er sich eines Dienstvergehens im Sinne des Artikels 71 der Lehrerpragmatik
schuldig gemacht hat." Demnach ist es tatsächlichso, daß einem deutschen Lehrer von Seiten
einer polnischen Amtsstelle die Vernichtung des Volksbewußtseins der ihm anvertrauten

Kinder zu Pflicht gemacht und die Vernachlässigungdieser »Pflicht« als staatsfeindliche
Handlung ausgelegt wird. Das ist nach den erwähnten Prüfungen nicht in einem,

sondern in zehn und mehr Fällen geschehen: Die betreffenden Lehrer wurden- fristlos
und ohne Pensionsansprüche aus dem Staatsdienst entlassen-
All, solche Dinge hindern die Polen natürlich nicht, auch weiterhin ihrer ,,sprich-
wörtlichenToleranz« gegenüberder deutschen Volksgruppe zu rühmen·

Die Hoch- und FachfchulenOfideuifchiands
Ueber die Entwicklung des Besuches der ostdeutschen Hochschulen im Reich und in der

Freien Stadt Danzig während der letzten Jahre gibt nachstehendeUebersicht Auskunft.
Die Angaben für 1936 sind dem ,,Hochschulführer1937« entnommen (Herausgegebert
vom Neichsstudentenwerk gemeinsam mit der Neichsstudentenführung;Verlag Walter de

Gruyter u. Co., Berlin 4937). Es waren immatrikuliert: !

«

SS 1934 WS 1934235 SS 1935 WS2119225236SFTHIS
Universität Königsberg . . . . . . . 3 600 2 238 2 070

«

Universität Breslau . . . . . . . . 3 450 3 489 3 045 3 794 3 014

Technische Hochschule Breslau . . . . . 492 452 396 454 412

Technische Hochschule Danzig . . . . . 1 264 I 278 1 141 — l 132
Handelshochschule Königsberg

. . . . 403 272 248 215 2-1

Staatliche Akademie Brauns erq . . . 101 105 84 100 108

Der zahlenmäßigeRückgang des Studiums an den ostdeutschen Hochschulen, der in

den letzten Jahren eingetreten ist, erklärt sich in der Hauptsache aus den grundlegenden
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Umwandlungen des deutschen Hochschulwesens überhaupt. Die Gesamtzahl der an den.
23 Universitäten des Deutschen Reiches immatrikulierten Studenten hat jeweils
in den Sommersemestern betragen: 4934: 71103, 1935: 55 989 und 1936: 60 048.

Davon studierten an den ostdeutschenUniversitäten 1934: 10,3 v. H., 19352 9-1 V- Und

1936: 10,4 v· Dabei weist die Universität Breslau im Vergleich zu Königs-
berg eine günstigereEntwicklung auf (Breslau Sommersemester 1936: 5,7 v.H.;
Königsberg Sommersemester 1936: 4,7 v. der Universitätsstudentendes Reiches).

Von den 10 Technisch en Hochsch ulen des Deutschen Reiches liegt nur eine

(Breslau) im Osten; hinzu kommt die Technische Hochschule Danzig. Die Gesamt-
studentenzahl dieser 11 Hochschulen ist von 15 555 im Sommersemester 1934 auf 11 794

im Sommersemestec 1936 zurückgegangen Bemerkenswert ist, daß der Anteil der

ostdeutsrhenTechnischenHochschulen an der Gesamtzahl der Technischen Hochschul-Studen-
ten gestiegen ist, und zwar Breslau von 3,1 v. im Sommersemester 1934 über

3,2 v. im Sommersemester 1935 auf Z,9 v. im Sommersemester 1936, und

Danzig von 8,1 über 9,2 auf 9,8 v.
Die Zahl der an der Handelshochschule Königsberg immatrikulierten

Studenten ist währendder letzten Jahre um fast die Hälfte gesunken. An den 4 reichg-
deutschen Hochschulen dieser Art waren im Sommersemester 1936: 1269 Studenten

eingetragen; daran war die Hochschule in Königsberg mit 17,4 v. beteiligt. Der

Besuch der S t a a t lich e n A k a d e m i e (Philosophisch-Theologische Hochschule) in

Braunsberg (Ostpreußen)hat sich im wesentlichen auf derselben Höhe wie in den

früheren Jahren gehalten; an den 2 202 Studierenden der im Reiche vorhandenen
12 Akademien dieser Art war Braunsberg im Sommersemester 1936 mit 4,9 v.H.
beteiligt. An der Forstlichen Hochschule in Eberswalde (Brandenburg)
waren im Wintersemester 1935s36: 33 Studenten immatrikuliert (= 18 v. der

Studierenden dieses Faches). Von den Kunsthochschulen des Reiches liegt nur eine in

Ostdeutschland: die Staatlichen Meisterateliers in KönigsbergsPr., an

denen im Sommersemester 1936: 36 Studenten (= 3,6 v. eingetragen waren. Von
den 10 Landwirtschaftlichen Hochschulen entfallen auf Ostdeutschland 2,
von denen Königsberg im Wintersemester 1935s36: 70 (= 4,8 v. und B res-

lau 59 (= 4,1 v. Studenten aufwiesen· Seit 1935 besteht in Danzig eine

Staatliche Akademie für Praktische Medizin, die zur Zeit etwa

60 Hörer aufweist.
Einen erfreulich hohen Anteil an der gesamtdeutschen Studentenschaft dieses Faches

haben nach wie vor die ostdeutschen Hochschulen für Lehrerbildung aufzu-
weisen. Neu hinzugekommen ist im vergangenen Jahre die Hochschule für Lehrerinnen-
bildung in S ch n e i d e m ü h l (ferner eine in B a r) r e u t Von den 27 Hochschulen
dieser Art entfallen8 auf das östlichePreußen bezw. Danzig. Die Entwicklung ihrer
Besucherzahl(1ewetls in den Sommersemestern) geht aus folgender Aufstellung hervor:

1934 1935 1936 1934 1935 1936

Beuthen O.-S. .
. . . 183 218 272 «

rankfurtsOder . . . . 159 414 407

Cotths . . . . . . . 153 313 269 irichberg (Schlefien) . . 213 323 273

Danzig . . . . . . -

—-
— 311 Lauenburg (Pommern) . 271 421 371

Elbing . . . . . . . 390 462 362

Nach diesen vorläufigenZahlen gab es im Sommersemester 1936 an allen Hochschulenfür
Lehrerbildung 5 258 Studenten, davon an den ostdeutschen 2 268. Das sind etwa

43 v· H. Für die neuen Hochschulenin S ch n e i d e m ü h l (und B a t) r e u t h) liegen
Zahlen noch nicht vor·

Eine ergänzendeUebersicht zu dieser ostdeutschenHochschulstatistikbietet der ,,De ut-

sch e F a ch s ch u l - F ü h r e r i 9 3 7« (Herausgeber und Verlag wie oben), der die

Lebens- und Studienverhältnissean den Fachschulen des Deutschen Reiches darstellt.
Höhere Technische Lehranstalten, von denen es im Reiche 51 gibt, bestehen
in nachstehendeno st d e u t s ch e n D l k e U Ohne SachfelOt

Breslau (für Maschinenwesen und Elektrotechn1k)mit 136 Studierenden, · .

Chemni (für Maschinen- und Kraftfahrwesen, Hoch- Und Tlcfbllu, Luftfahrt, Chemie, Feinmechanik
und -lektrotechnik)«mit 309 Studierenden, . «

Eh e m nitz (für Maschinenbau
und Elektrotechn1k)·mit72 Studierenden,

· «

Dresden (für Mo chinenwesen und Elektrotechnik, Beton- und Stahlbau, Feinmechanik und Installq-
tion) mit 119 Studierenden, , « « ·

Gleiwitz (für Maschinen-, Hütten- und Gieß·ere1wesen)mit HZStudierenden,

Görlitz (füt Majchinenwescn und Elektrotechnik) mit-18 Studierenden
Gumbinnen LfiirMaschinenroesen und ElektrotechUIO Mlk ·25 Sklkdtexendexy , ·

Stettin (für Luftfahrh Maschinen- und Kraftfahrwesen, fur Schiffsingemeure und Seemaschinisten)
mit 250 Studierenden
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Von den 44 Höheren Technischen Lehranstalten für Hoch- und

Tiefb a u des Reiches entfallen auf das östlichePreußen 7 (in Klammern die Schüler-
zahlen), nämlichBeuthen O.-S. (150), Breslau (200), Deutsch-Krone (75),
Frankfurt-Oder (140), Görlitz (110), KönigsbergsPL (160) und

Stettin (215). Die Beuthener Lehranstalt wurde 1899 in K a t t o w i tz gegründet.
T e x t i l f a ch sch u le n gibt es 19 im Reich, davon 3 im Osten, nämlich in Cott-

bus (73), Langenbielau in Schlesien (116) und Sorau in der Niederlausitz Be rg -

s ch u l e n gibt es in Peiskretscham in Oberschlesien (60) und Waldenburg in Schlesien
(30). H a n d w e r k e r s ch u l e n (Kunstgewerbeschulen) weisen Breslau (216), Stettin

(95) und KönigsbergsPL (42) auf; im ganzen Reiche gibt es 32. Eine G l a s -

fachschule(46) und eine KeramischeFachschule (46) besteht in Bunzlau N.-S.
eine H o l z s ch n i tz s ch u l e in Bad Warmbrunn in Schlesten (44). Der Osten besitzt
eine Forstschule in Steinbusch bei Woldenberg (60). Höhere Landbau-

s ch U l e n bestehen in Elbing (32), Landsberg an der Warthe (43), Schweidnitzin
Schlesien (37) und Stettin (37). Eine K u l t u r b a u s ch u l e (60) hat Konigsberg Pr.
Eine der 10 deutschen S e e f ah r ts s ch u l e n liegt in Ostdeutschland: Stettin (50).
Königsberg beherbergt eine der 7 deutschenD e n t i st e n s ch u l e n (31). H a u g -

w i r t l ch a f k l i ch e F II ch l ch U l e U bestehen in Breslau, Görlitz und Königsberg Pr.,
und eine Gymnastikschule gibt es in Zoppot.

Osiland-Chronik
Vier Fünftel der VstobeklchlesilchcnDeut- h u n g e r t u n d z u g r u n d e g e h t. Es

schen arbeitslos

Jm Warschauer Senat beschäftigtesich
Senator W i e s n e r in nachdrürklicher
Weise mit der wirtschaftlichen Unter-

drückung der deutschen Volksgruppe in

Polen, vor allem in Ostoberschlesien. Er

führte dabei u. a. folgendes aus: »Die

Frage der Arbeitslosigkeit ist eine Frage, die

nicht nur unsere Volksgruppe angeht,
sondern den Staat als solchen belastet.
Es ist die nackte Wahrheit,
wenn wir heute behaupten, daß
das Deutschtum in Ostober-
schlesienzu rund 80v. arbeits-
lo s ist , und daß bei den gegenwärtig
herrschenden Verhältnissen ein Großteil
dieser arbeitslosen Deutschen nicht e i n -

mal mehr hoffen kann, wieder
in den Arbeitsprozeß einge-
schaltet zu werden. Sowohl Ar-
beiter wie Angestellte sehen der furcht-
baren Tatsache gegenüber, daß ihnen die
G r o ß i n d u st r i e als Arbeitsplatz zum
überwiegendenTeil verschlossen bleibt,
daß Handel und Gewerbe unmöglich im-

stande sind, diesen Ueberschußan Arbeits-

kräften aufzunehmen, und daß daher nach
neuen Mitteln und Wegen gesucht werden

muß, um dieses Elend und diese Not zu be-

zwingen. Der Staat kann nicht ruhig
zusehen, wie hier ein ruhiges,
friedliches und arbeitswilli-

ges Volkstum langsam ver-
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besteht die große Gefahr, daß in diesem
Jahre (nach Ablauf der Genfer Konven-

tion) auch noch der letzte Rest der

beschäftigten Deutschen ent-

lassen und arbeitslos wird. Es
bedeutet eine Verletzung des Grundsatzes
der bürgerlichenGleichberechtigung, wenn

hier ein großer Teil der Bürger, weil er

der deutschen Volksgruppe angehört, von

der Arbeit ausgeschaltet und brotlos ge-

macht wird. Ganz besonders trau-

rig ist das Los unserer deut-

sch e n J u g e n d
, die heute nicht einmal

mehr die Möglichkeitbesitzt, ein Handwerk
zu erlernen. Mehr als 7000 deut-

sche Jungen im schulentlasse-
nen Alter leben ohne die Er-

lernung irgendeines Berufes
dahin und reihen sich in das Heer der

Arbeitslosen ein . . . Nur nach folgenden
Grundsätzen ist die Behebung dieser trau-

rigen Zustände möglich: 1. Den Angehöri-
gen der deutschen Volksgruppe steht im

gleichen Maße wie allen anderen Bürgern
das Recht auf Arbeit und Brot zu. 2. Nie-

mand darf wegen seiner deutschen Volks-

zugehörigkeitoder wegen seines Bekennt-

nisses zur deutschen Schule von seinem
Arbeitsplatz vertrieben werden. B. Bei der

Wiedereinstellung und Wiederaufnahme
eines Industriebetriebes sind die entlassenen
deutschen Arbeiter und Angestellten in

gleichemMaße wie die anderen wieder auf



ihren Arbeitsplatz zurückzuführen.4. Durch
die Ausführung öffentlicherArbeiten in den

am schwersten betroffenen Gebieten ist der

Arbeitslosigkeit entgegenzutreten. Bei diesen
Arbeiten sind die Deutschen ebenfalls in

entsprechendemAusmaß zu beschäftigen.«

Zwei deutsche Geistliche ausgewiesen
Am 27. Februar mußte P f a r r e r

Mudrak aus Honig im Kreise
Ostrowo das polnische Staats-

gebiet verlassen, nachdem seine
Bitte, ihm die sam SO. Dezember abge-
laufene Aufenthaltsgenehmigung zu ver-

längern,abschlägLiPbeschieden worden war.

Der Grund der usweisung dieses evange-
lischen Geistlichen deutschen Volkstums ist
nicht bekannt. Pfarrer Mudrak gilt als

staatenlos; vor dem Obersten Verwaltungs-
gericht in Warschau schwebt zur Zeit noch
ein Prozeß, in dem Pfarrer Mudrak um

die Zuerkennung der polnischen Staats-

angehörigkeitkämpft. Zu gleicher Zeit
wurde ein anderer deutscher Geistlicher-
Pfarrer Grothaus aus Neu-

st a d t im Kreise Neutomischel, ü b e r die

Grenze abgeschoben. Pfarrer Grot-

haus ist deutscher Reichsangehöriger. Der

egen ihn erhobene Vorwurf, feindliche
gleußerungengegen den polnischen Staat

getan zu haben, ist durch nichts bewiesen.

Zwei Deutscheüberfallen
Am 2:l. Februar wurden in S ch w i e n -

kochlowitz zwei junge Deutsche aus

Eintrachthütte von einem Mann ange-

pöbelt, der die Uniform der Hallen
truppen trug. Der politische Freiheits-
kämpfekschlugmit einem Fahgesischafiauf
die beiden Deutschen ein und verletzte sie
leicht. Vor der Polizei gab der Pole, ein

gewisser Eduard Gczegorczykonst-Schwieri-
kpchspwitz, 22 habk sichquchdie deutsche
Sprache, deren die beiden Deutschen
bedienten, provoziert gefühlt.

Ein geistlicherVerleumder

Am 47. Februar erschienen sechspolnische
Polizeibeamte in der deutschen Kolonie

Mariahilf im Kreise Kolomea (Ost-
galizien). Sie verhärten mehrere deutsche
Kolonisten, durchstöberten die deutsche
Bücherei nach verbotenen Büchern,
schnüffeltenin der deutschen Schule und in

der Naiffeisenkasse herum und zogen dann

wiedeh ohne etwas Verdächtigesgefunden
zu haben, von dannen. Jnteressanter als

Dieser»hoheBesuch«selbst ist sein Vorspiel

Dieses hat im Oktober 1936 begonnen, als

ein neuer katholischer Geistlicher, der Pole"
Martin Nykiel, in Mariahilf seines
Amtes zu walten begann. Es mußvoraus-
bemerkt werden, daß Mariahllf HIUT
nahezu rein deutsche»Alllled-
lun g ist, daß die dortige Kirchevon, den
deutschen Kolonisten ohne polnischeBeihilfe
gebaut worden ist und daß auch die laufen-
den Verwaltungskosten fast restlos von den

deutschen Gemeindemitgliedern aufgebkclchk
werden. Pfarrer Nykiel hat nun geglaubt,
sich über diese Tatsache hinwegsetzenund im

kirchlichen Leben der Gemeinde einen polni-
schen Kurs einschlagen zu dürfen. D i e

deutsche Sprache beherrscht er in so
unzureichendemMaße, daß er seine Predig-
ten nicht einmal richtig ablesen kann. Er

verlangt von den deutschenKirchenbesuchern,
daß sie beim Beten nicht das ,,kleine«,
sondern das »große« K r e u z z e i ch e n

machen, da er im »kleinen« Kreuzzeichen
ein unerlaubtes Bekenntnis zum deutschen
Volkstum erblickt, das »große«Kreuzzeichen
aber für das ,,polnische«hält. Er hat die

Schüler der deutschen Privat-
sch u l e zum Besuch einer in der polnischen
Staatsschule veranstalteten Aufführung zu
zwingen versucht, mit der Begründung,daß
dies eine ,,heilige« Veranstaltung sei-
Er hat weiter verlangt, daß i n d e n d e u t -

schen Gottesdiensten polnische
Lieder gesungen und die deutschen
Andachtenzugunsten polnischer eingeschränkt
werden. Er ist mit diesen Neuerungen auf
den energischenWiderstandder deut-
schen Kolonisten gestoßen, die nicht
daran denken, auf solch hinterlistige
Weise durch einen polnischen Fanatiker ihre
völkischen und kirchlichen Nechte ver-

kümmern zu lassen. Durch diesen natür-
lichen Widerstand gereizt, nahm der Diener
Gottes schließlichseine Zuflucht zu den

weltlichen Behörden. Er verleumdete die
deutschen Kolonisten der «stclatsfeindlichen
Gesinnung«und der Absicht, das Polentum
ihrerGemeinde zu unterdrücken,— mit dem
eingangs erwähnten Erfolg, daß am 17. Fe-
bruar von einem Polizeikommando aus

KolvmeckHaussuchungenund Verhöre in

Muttahilf durchgeführtwurden. Das in
Lemberg erscheinende »OstdeutscheVolks-
blatt« hat in seinem ausführlichen Bericht
über diese Vorfälle abschließend u. a·

folgendes festgestellt: »Es ist eine ge-
meine und durch nichts begrün-
dete Verleumdung und Ver-
d ä ch t i g u n g , daß wir (die deutschen
Kolonisten) Feinde des polnischen Volkes
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oder gar des Staates sind. Wenn wir

unser Volkstum lieben und

pflegen , wenn wir ferner bestrebt sind,
unsere Rechte auf dem Gebiete der Kirche
sowie die uns auf Grund der polnischen
Verfassung eingeräumtenRechte hinsichtlich
der Pflege unserer völkischenEigenart zu

wahren, und uns dafür einsetzen,so bedeutet

das doch keinesfalls, daß wir illoyale
Staatsbürger sind und die Gesetze miß-
achten. Wir wollen keinen Kampf und

haben auch keinen heraufbeschworen, weil

wir in Ruhe und Frieden unserm Tagewerk
nachgehen wollen«

Der polnische Staat gegen den Beskiden-

verein

Jm Jahre 1933 kaufte der Staat das

Babia-Gora-Gebiet in den Bes-

kiden. Daraus ergab insofern ein

Rechtsstreit mit dem deutschen B e s k i d e n-

verein, als der Staat die Herausgabe
des auf dem gekauften Gelände stehenden
Schutzhauses, das dem Verein gehörte,ver-

langte. Der Beskidenverein v e r w e i -

gerte die Herausgabe seines
B e s i tz e s. Jn dem vor dem Landgericht
von Galizisch-Neusandez (Nowy-Sarz) an-

hängigen Prozeß kam nun vor kurzem ein

Vergleich zustande, aus dem natürlich der

Staat als die stärkerePartei als Sieger
hervorging; Der Beskidenverein

hat das Schutzhaus mit allen

Gebäuden und dem gesamten
Inventar bis zum 15. April d. J.
an die Direktion der Staat-

lichen Forsten in Lemberg zu
ü b e r g e b e n; er erhält dafür alles in

allem 15 000 Zloty Entschädigung. Die

gegen den Beskidenverein betriebene Hetze
hat also schließlich zum Siege geführt.
Gestegt haben diejenigen polnischen »Sport-
kreise«, die durch die jahrzehntelange
erfolgreiche Arbeit des deutschen Vereins

»provoziert«fühlten.

Der Parzellierungsplan für 1938

Der ,,Dziennik Ustaw« vom 15. Februar
d. J. veröffentlichte zugleich mit der

Namensliste für 1937 auch den P ar-

zellierungsplan für 1938. Der

Plan umfaßt für ganz Polen 110 000 Hek-
tar, nämlich 30 000 Hektar aus staatlichem
und 80 000 Hektar aus privatem Besitz.
Jn Posen und Pommerellen sollen aus

S t a a t s besitz 10 000 Hektar, im ganzen

übrigen Polen zusammen nur 20 000 Hek-
tar aufgeteilt werden. Aus Privat-
besitz sollen 1938 in den einzelnen Woje-
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wodschaften folgende Flächen aufgeteilt
werden:

Warichau . . 6000 ha Wolhynien . . 2000 ha

Lob-I . . . . 5000 ha Tatnopol . 5000 ha
Kielce . . . . 2000 ha Stanislan . . 2000 h-
Ludlin . . . 5000 hu Lemberg . . . 3000 ha

Bialyftok . 2000 ha Krakau . . . 200J ha
Wilna . . . 2000 ha Posen . . . 25000 ha

Nowoqrodek . 2000 ha Pommerellen . 14000 ha.

Polesien . . . 3000 ha

Posen und Pommerellen sind
demnach an der Gesamtsumme
des Parzellierungsplanes1938
mit 39000 Hektar, alle übrigen
Wojewodschaften Polens da-

gegen miteiner nur wenig grö-
ßeren Summe, nämlich 41000

Hektar, beteiligt. Das wirtschaft-
liche Zerstörungswerk,das mit der Durch-
führung der Agrarreform in den ehemals
reichsdeutschen Gebieten verbunden ist, soll
also mit einer von Jahr zu Jahr wachsen-
den Schärfe fortgeführtwerden.

Deutsche Butter gegen polnische Tinte

Es ist eine liebe Angewohnheit der

polnischen Presse, in großer Aufmachung
und mit beneidenswerter Ausdauer über

die zeitweilige Verknappung
gewisser Lebensmittel im Deut-

sch e n R eich zu berichten. Die Phantasie
der Journalisten, die die deutschen Ver-

hältnisse zumeist nur aus den Aufsätzen
kennen, die sie selbst darüber geschrieben
haben, erhitzt an diesem Thema ge-

legentlich zu der Vorstellung von Hunger-
krawallen und Geschäftsplünderungenoder

ähnlichen Ereignissen, die, sofern· sie in

Deutschland passieren, geeignet sind, die

polnischen Herzen höher schlagen zu lassen.
Jetzt aber hat der Vizemarschall des Se-

nates, Professor M a k o w s k i , diesen
von wohltuender Schadenfreude erfüllten
Berichten die ernüchterndeWirklichkeit ent-

gegengestellt: Man habe in Polen, so sagte
er im Senat, der in Deutschland fehlenden
Butter schon allzuviel Tinte gewidmet.
UngezählteZeitungsartikel seien über dieses
Thema erschienen, und in den Kaffeehäu-
sern bilde die »Not« beim westlichen Nach-
barn, der seine Butter in Kanonen ver-

wandle, einen besonders beliebten Ge-

sprächsstoff. Es sei aber tatsächlichso,
daß das polnische Volkglücklich
sein könnte, wenn es ebenso-
viel Butter zu essen hätte wie

d a s d e u t s ch e. (Uebrigens ist es, was

das Fleisch anbetrifft, nicht viel anders;
denn der jährliche Fleischverbrauch pko

Kopf steht in Polen weit hinter dem»

Fleischverbrauch in Deutschland zurück.)



Aufklärung erwünscht.
Das polnische Jnnenministerium hat im

Dezember v. J., wie seinerzeit groß gemel-
det wurde, die im Ausland erscheinenden
Blätter der aus Deutschland geflüchteten
Novemberlinge verboten. Es handelte
um folgende Emigrantenorgane:
»Das Wort«, das in Moskau erscheint,
»Die Jnternationale«, die in Straßburg
im Elsaß herauskommt, das ,,Pariser
Tageblatt«, zu dessen ständigenMitarbei-
tern u. a. der Verräter Posens, Hello von

Gerlach gehörte,und die in Prag erscheinen-
den Blätter ,,Der Weltblirk«, »Die deutsche
Revolution«, »Der Neue Vorwärts« und

»Die Wahrheit«. Diese Blätter wurden,
wie gesagt, angeblich in Polen
v e r b o te n. Aber sei es, daß dieses Ver-

bot nur sehr kurzfristig war, oder auch,
daß die polnischen Amtsstellen keinen be-

sonderen Wert darauf legen, daß das Ver-
bot auch wirklich durchgeführt wird.

Tatsache ist jedenfalls, daß die

B l ä t t e r
, vor allem das ,,Pariser Tage-

blatt« und »Der Neue Vorwärts", in

Polen heute wieder überall

offen zum Verkauf ausge-

h ä n g t si n d. Eine Aufklärung hierüber
wäre erwünscht.

Die Ersten Auslanddeutschen Schimeister-
schaften
Bei Szrzyrk in den Beskiden wurden

Ende Februar die Ersten Ausland-

deutschen Schimeisterschaften
ausgetragen. An den Wettkämpfen, die

für Polen das größte wintersportliche
Ereignis dieses Jahres darstellten, nahmen
deutsche Mannschaften aus dem Reich-
Oesterreich,Polen, der Tschecho-Slowakei
und England teil, insgesamt annähernd 100

Läufer und Läuferinnen. Fü r die pol-
nischen Läufer hatte der polni-

sche Schiverband ein Startver-
b ot er l assen. Weder dem Niveau noch
dem Geiste der Wettkämpfehllk das Fehlen
der Polen etwas geschadet. Unter den

Gästen befanden u. a. der deutsche
Generalkonsul in Kakkowitz, Dr. No el-

decke, Senator Wiesner und, als Ver-

treter des Reichssportführersvon Tscharm
mer und Osten, Gaufachamtsleiter H ein -

zelmann. Ein Bericht über die Wett-

kämpfe wurde im deutschen Nundfunk
gebracht (allerdings zu einer recht ungun-

stigen Tageszeit). Die polnischen Sendrr
haben dagegen weder Berichte noch Mit-

teilungen gebracht. Und nicht nur das:

Jn einer öffentlichenErklärung wendet sich

der Kattowitzer Sender mit Entrüstung
gegen die von einem polnischen Blatt ver-

breitete (natürlich unwahre) Nachricht,
daß die deutschen Winterspiele vom polni-
schen Nundfunk in irgendeiner Weise unter-

stütztworden seien. Diese Versicherung ist
höchstüberflüssiggewesen.

Der Fall Kiepura
Der polnische Sänger J a n K i e p u r a

und seine Frau, Martha Eggekkhi
haben Anfang März von K r a k a u Aus

über alle polnischen Sender ge-

sungen. Zur Korrektur gewisser falscher
Vorstellungen, die man in Deutschlandnoch
immer von diesem Ehepaar hat, erscheint
es zweckmäßig,auf gewisseBegleitumstände
dieses Funkkonzertes aufmerksam zu machen.
Die Ansage erfolgte in polnischer und —

f r a n z ö s i s ch e r Sprache. Die ,,Deutsche
Rundschau« in Bromberg machte hierzu
einige Bemerkungen, die Beachtung ver-

dienen: »Wir halten es für mehr als merk-

würdig, wenn Filmschauspieler
und Sänger aus Polen, die erst
durchDeutschland queltruhm
und Reichtum gelangten, so ,un-

dankbar« der deutschen Welt gegenübersein
können. Es wäre nach unserer Ansicht, d e r

geringste Grad von Höflichkeit
und Dankbarkeit, wenn beide den

deutschen Hörern und Verehrern (!), deren

Zahl sicherlichweit größer ist als in Polen,
allein durch die Nundfunkansage auch in

deutscher Sprache ein Entgegenkommen er-

wiesen hätten. Wie klein ist die Zahl der

Hörer, welche die französischeAnsage ver-

steht, wie ungleich größer aber die Zahl
derer, die überall in Polen deutsch spricht
oder versteht. Und dann: jeder weiß, daß
Martha Eggerth allein durch ihre deutschen
Filme ein großes Nepertoire an deutschen
Liedern und Arien hat. W a r u m h at

sie es dann geflissentlich«ver-
mieden, in Krakau deutsch zu
si n g e n ? Erst um Mitternacht kamen

schüchternSchuberts ,Leise flehen . . .« zum
Vorschein .. Wo bleibt die

Gegenseitigkeit, wenn auf der
einen Seite Opfer gebracht
werden, auf der anderen Seite
aber nicht einmal eine kleine

Höflichkeitsgeste wahrnehm-
bar ist! Schon damals, als Furt-
w ä n g l e r mit Philharmonikern in Polen
konzertierte, hat man im polnischen Rund-

funk die deutsche Ansage bewußt
u n te r l a s s e n und dafür die französische
Ansage gewählt, die nur von einem ganz
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kleinen Zuhörerkreis verstanden wird. Und

jetzt bei Martha Eggert und Kie-
pura, die ihren Aufstieg ledig-
lich Deutschland zu verdanken

h a b e n , dieselbe betrüblicheErscheinung.«
— Das Kapitel Kiepura hat längst ange-
fangen p o l i t i sch interessant zu werden-

Das Wojewodenblatt lügt

»

Die ,,Polska Zachodnia«,das Organ des

Wojewoden Grazynski, ist wieder einmal

auf einer ihrer üblichenLügen festgenagelt
worden. Jn ihrer Nummer vom 10.Ja-
nuar d. J. veröffentlichte«sie unter der

Ueberschrift »Ein Grund zu brutalen

deutschen Schikanen" einen Bericht, demzu-
folge im Dezember v. J. eine Polin namens

G l o w a n i a zum Beuthener Arbeitsamt

gekommen sein und dort auf Verlangen
eines Beamten ihre Schul eugnifse, darunter
ein Zeugnis der Wirtschaftsschulein Katto-

witz, vorgelegt haben soll. Der Beamte soll
die Zeugnisse der Glowania zerrissen und

sie der Antragstellerin mit dem Bemerken

ziirürkgegebenhaben, daß sie dorthin um

rbeit gehen müsse, wo sie die Schule be-

sucht habe. Das Wojewodenblatt schloß
seine Meldung mit der Bemerkung, daß
»dieses brutale Beispiel für die deutschen
Schikanen" keines weiteren Kommentares

bedürfe. Ein Kommentar ist aber trotzdem
notwendig, wenn er der ,,Polska Zachod-
nia« auch peinlich sein wird: Es ist nämlich
festgestelltworden, d aß b e i m B e u t h e -

ner Arbeitsamt eine Polin
namens Glowania weder im

Dezember v. J. noch überhaupt
vorgesprochen hat und daß eine

Arbeitssuchende dieses Namens in Beuthen
völlig unbekannt ist. Es handelt hier
also wieder um einen jener häufigen Fälle,

in denen polnische Blätter e r l o g e n e

N a ch r i ch te n über die angeblich schlechte
Behandlung der Angehörigender polnischen
Bolkssplitter in Deutschland verbreiten, um

einen ,,moralischen«Vorwand für die von

ihnen propagierte Mißhandlung der Deut-

schen in Polen zu konstruieren. Es könnte
dem Ansehen des Wojewoden Grazynski
nichts schaden, wenn er sich einmal um die

Hebung der polnischen Pressemoral in

seinem Amtsbereiche bemühte.

Ein bemerkenswertes Gesetz

Das Neichskabinett hat am

9. März d. J. ein Gesetz verabschiedet,
daß trotz seiner lakonischen Kürze u. U.

eine erhebliche Bedeutung für die volks-

politifche Lage in den Grenzgebieten des

Reiches gewinnen kann. Durch das Gesetz
wird der Neichsminister des

Jnnern ermächtigt, in von ihm zu

bestimmendenGebieten, insbesondere an der

Neichsgrenze, alle Maßnahmen zu treffen,
die für eine wirksame Sicherung der

Neichsgrenze und des Reichs-
g e b i e t e s erforderlich sind. Er wird

ferner ermächtigt,gegen Angehörige
eines fremden Staates und gegen
deren Vermögen Vergeltungsmaß-
n a h m e n zu treffen, sofern dieser Staat

gegen Neichsangehörigeoder ihr Vermögen
Maßnahmen trifft, die nach deutschem
Recht gegen die Angehörigendieses Staates
oder ihr Vermögen nicht getroffen werden

können. Man muß es der Phantasie der-

jenigen fremden Negierungen überlassen,
die sich in bezug auf die Behandlung der

Deutschen keines reinen Gewissens erfreuen,
über die verschiedenenAnwendungsmöglich-
keiten dieses Gesetzes Gedanken zu machen.

Bücher über den Osten
Rumänien diesseits und jenseits der Kar-

pathen. Von Wolfgang Höpker. Ver-

lag Knorr und Hirth GmbH., München 1936.

427 Seiten. Preis brosch. 3,90 RM., geb·
4,80 RM. — Höpker geht aus von Giselher
Wirsings »Zwischeneuropa«und Max Hilde-
bert Boehms »Das eigenständigeVolk-C Die
dort geprägten Begriffe und Denkformen wen-

det er auf Rumänien an. Er gibt zunächsteinen

geschichtlichenRückblick, in dem er vor allem
das völkischeErwachen des Rumänentums her-
auszuarbeiten und die westlichen, östlichen und

balkanischen Elemente, die diesseits und jenseits
des Karpathenbogens zusammentreffen, klarzu-
stellen versucht. Dann untersucht er für die
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einzelnen Landschaften Großrumäniens,das Re-

gat, Siebenbürgen, die Bukowina, Beßarabien
und die Dobrudscha, die sozialen und die davon

untrennbaren völkischen Gegebenheiten des

Rumänentums. Er kommt hierbei zur Fest-.
stellung tiefgreifender Schwierigkeiten bei der

Zusammenfügung der Gebiete zu einem sich in

seinen Teilen ergänzenden Ganzen. Er sieht im

Zentralismus, der westeuropäischenVorbildern

nachgeahmt ist, nicht ein Mittel der Verein-

heitlichung, sondern die Gefahr der Vertiefung
der Gegensätze.Mit der Formel »Einheit aus

Vielfalt«, d. h. mit der Notwendigkeit einer

weitgehenden Selbstverwaltung der Landschaften,
glaubt er die Richtung kennzeichnen zu können,



die das Rumänentum auf dem Wege zum ge-

festigten Staat und über diesen zur Nation ein-

schlagen muß. Die Darstellung Höpkers er-

öffnet interessante und gedankenreiche Einblicke
in die Problematik dieses Staates, dessen
geistiger Raum ebenso zerklüftet ist wie der

geographische Raum, den seine Grenzen um-

schließen. Vieles, für das einem deutschen
Beobachter des tagespolitischen Geschehens Ru-
mäniens der ursächlicheZusammenhang und die

IschichtlicheErläuterung fehlt, erhält in dem

uche Höpkers seine anregende Erklärung.
Dr.K

Ungarn. Das Land der Stephanskrone.
Von Franz Riedl. Rudolf Schneider
Verlag, Reichenau Sa. 4936. Band 4 der

Schriftenreihe «Völker und Staaten«. 95 Sei-

ten. Preis 4,50 RM. — Das erste Drittel

der Schrift, das in der Hauptsache die geschicht-
liche Entwicklung Ungarns und des Magyaren-
tums behandelt, ist in seiner Darstellung zu

gedrängt, um den komplizierten Prozeß der

tnagyarischen Volkswerdung mit jener Klarheit
behandeln zu können, die zum tieferen Verständ-
nis gegenwärtiger Verhältnisse notwendig ist.
Die politische und soziologischeBedeutung, die
der Gentry hinsichtlich der Ausbildung und der

Expansion des magyarischen Volkstums beizu-
messen ist, tritt nicht genügend hervor. Für die

Gegenwart wird die Magyarisierungspolitik mit

der gebotenen Schärfe betont. Es wäre zu

diesem Thema auch für die Zeit vor Kossuth
noch einiges zu sagen gewesen. Der Verfasser
selbst betont seine »freundschaftlicheGesinnung
für den ungarischen Staat und das magyarische
Volk.« Er läßt sieh durch diese freundschaft-
lichen Empfindungen jedoch nicht dazu verleiten-
gewisse oolkspolitische Vorbehalte gegenüber
diesem Nachbarn zu machen. Es ist zu be-

grüßen, daß er die llnoereinbarkeit der volks-

gruppenfeindlicheu Politik des Magyarentums
mit den ungarischen Revisionsforderungen be-

tont. Jmmerhin scheint er die Abneigung der

durch Trianon oon llngarn losgetrennten Ge-
biete gegen eine Wiederoereinigung mit der

Stephanskrone doch ein wenig zu unterschätzen.
Für die Deutschen, die von Ungarn nicht mehr
wissen, als ihnen gelegentlich durchFilme und

Operetten mitgeteilt worden»1st,scheint Vor

allem das Kapitel über die Verjudung Ungarn-z
und die Verseuchung des NEWTONka durch
die Juden lefenswert zu sein. Solche Tatsachen
wie auch die kulturellen UMEJVDTÜTPUUUSMUK
nahmen gegen das ungarländischeDellklchkum
sollten im Reiche ebenso zur Einthltung einer

gewissen Distasnz gegenüber den Mllgyllken Ver-

pflichten wie etwa die Tatsache, daß die Ge-

samtpolitik des Magyarentums Während der

letzten Menschenalter vor dem Kriege iM Prin-
zip den deutschen Interessen zuwiderliefund im

Jahre 1918 schließlichdazu geführt hat, daß die

ungarischen Regimenter die Fämpfende FkVUk
verließen und nach Hause marschierten. D1'.·K-

Die tschechischenLegionen in Sibirien. Von

onstantin W. Sakharow. Volk Und

Reich Verlag, Berlin 1936. 143 Seiten-

Mehrere Kartenskizzen und Bilder. Preis

Ganzleinen 5,20 RM. — Es ist für den

Charakter eines Staates nicht gleichgültig,unter

welchen Bedingungen und mit welchen Mitteln
er zustandegekomnsenist; und es ist für die

Beurteilung eines Volkes wichtig, zu wissen,
welcher Art die Helden sind, die es verehrt-
Auf diese notwendigen Fragen nach Herkunst
und Art des tschechischenStaates und Volkes

gibt das Buch des russischen Generals Scha-
row, das jetzt bereits seine 3.Auflage erlebt,
eine für das Tschechentum moralisch oernichtends
Antwort. Aus in Rußland lebenden Tschechen,
aus tschechischen Kriegsgefangenen und eser-
teuren bildete sich schon während des Welt-

krieges eine tscherhische Legion, die sich in den

Wirken der bolschewistischenRevolution zu einer

furchtbaren Geißel des russischen Volkes ent-

wickeln sollte. Nur mit einem Gefühl des Ekels
kann man die Berichte von den Taten dieser
Verräter und Feiglinge, dieser Diebe und

Mörder vernehmen, die heute der tschechischen
Jugend als Helden der Geschichte ihres Volkes

oorgestellt werden und deren abenteuernde An-

führer mit Alexander und Cäsar zu vergleichen-
sich die tschechische Propaganda nicht schämt.
Sakharow erhebt gegen die tschechischen Legi-
onen den begründetenVorwurf, durch ihre Ver-

rätereien den Sieg des Bolschewismus in Ruß-
land gesichert und damit die furchtbare Blut-

schuld dieses Nkordsystems auf sich und ihr Volk

geladen zu haben. Die tschechischen Legionen
haben die Weiße Armee verraten, als an der

Wolga die Möglichkeit einer Vernichtung der

roten Heerhaufen bestand. Sie haben Ruß-
land noch einmal verraten, indem sie der Weißen
Armee die Menschen- und Materialzufuhr über

die transsibirische Bahn verweigerten. Und sie
haben schließlichauch den Statthalter Rußlands,
Admiral Koltschak, verraten und den Bolsche-
wisten in die Hände gespielt, um die riesigen
Mengen an Gütern aller Art, die sie sich in

der Etappe zusammengestohlen hatten, während
die rnssischen Truppen an der Front gegen
die Bolschewisten kämpften, ungehindert über
Wladywostok in ihre Heimat abtransportieren
zu können. Ihre Beute ist mit dem Blute vieler

Zehntausende befleckt, denen sie auf der Flucht
vor den Bolschewisten die Benutzung der ein-

zigen sibirischen Bahnlinie nach dem Fernen
Osten oerwehrten, die sie zur Verschiebung ihres
Raubes mit Beschlag belegt hatten. Der tsche-
chlscheName ist in Sibirien zu einem Schimpf-
wort geworden (»Tschechosobaken«= tschechi-
ichs Hunde). Ein Volk, das sich zu Mördern,
Plünderern und Verrätern als zu den Helden
seiner Geschichte bekennt, ist ein Schandfleck,
der im Namen der Ehre und Gesittung der

europäischen Völker ausgelöscht werden muß.
Zum Schluß eine Frage: Wann wird die Ge-

schichte der lettischen Rotgardisten ge-

schrieben, die den Sieg des Bolschewismus in

Rußland gleichfalls in starkem Maße mitge-
sichert haben? Dr.-K.

Bismarck und die Tschechen im Jahre 1866.

Von H a n s R a u p a ch. Volk und Reich Vec-

lag, Berlin 4936. 36 Seiten. Preis 1,50 RM.
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Als die- preußischeArmee im Jahre 1866 in

Böhmen eingerückt war, veröffentlichte das

PreußischeOberkommando einen Aufruf in deut-

scher und tschechischerSprache, an dessen Schluß
es hieß, daß im Falle eines Sieges der preußi-
schen Waffen »sich vielleicht auch den Böhmen
und Mährern der Augenblick darbieten« dürfte,
»in dem sie ihre nationalen Wünsche gleich den

Ungarn verwirklichen können«. Mit diesem
Passus des zweifellos von Bismarrk veranlaßten
Aufrufes beschäftigt sich Raupach in seiner
Schrift. Er untersucht ihn sowohl in bezug auf
seine Wirkung auf die Tschechenwie in bezug
auf die von Bismarck mit ihm verbundene— Ab-

sicht. Naupach weist darauf hin, daß Bismarrk

schon vor dem riege von 1866 mit gewissen
habsburgfeindlichen tschechischenKreisen in Ver-

bindung gestanden hat, wie er sich ja auch für
den Fall des von ihm erwarteten Krieges der

nngarischen und italienischen Hilfe gegen Wien

zu versichern bemüht war. Raupach charakteri-
siert die ,,preußenfreundlichen«tschechischenPo-
litiker, Frie, Kotik und Fürst Thurn und Taxis,
die die Zeit für günstig hielten, mit preußischer
Hilfe einen böhmisch-mährischenStaat ins Leben

zu rufen, der einen Romanen zum König er-

halten sollte. Er stellt dann diesen Plänen die

tatsächliche Haltung der tschechischenBevölke-
rung gegenüber, die damals noch nahezu ge-
schlossen hinter, den Alttschecheu stand, also
hinter tschechischen Volksführern wie Palacky
und Rieger, die eine Loslösung von Oesterreich
mit Entschiedenheit ablehnten und die mit

Palacky der Ansicht waren, daß, »wenn der

österreichischeKaiserstaat nicht schon längst
existierte, man sich im Jnteresse Europas und

der Humanität beeilen müßte, ihn zu schaffen«.
Das damals noch wenig entwickelte tschechische
Volk fühlte weder den Wunsch, noch war es

fähig, den Gedanken eines eigenen Staates in
die Tat umzusetzen. Hat also, von der tschechi-
schen Seite her gesehen, der erwähnte Passus
des preußischenAufrufes keine politische Aus-

wirkung erfahren, so weist Raupach auf der
anderen Seite auch darauf hin, daß es nicht in
der Absicht Vismarrks gelegen haben kann, den

tschechischenNationalismus zu fördern und da-

mit die Stellung des Deutschtums im Südosten
zu schwächen,das er sie im Nordosten so nach-
drücklichgegen die Polen zu festigen entschlossen
war. Allerdings war die politisch-militärische
Lage in Anbetracht der unsicheren Haltung
Frankreichs nnd der ungewissen Pläne Nuß-
lands so, daß Preußen nichts unversucht lassen
durfte, um den Krieg mit Habsburg zu einem

so raschen Ende zu bringen, daß den genannten
beiden Mächten keine Zeit zu weitreichenden
Entscheidungenblieb. Es war so, wie es Bis-
marck selbst eindeutig klargestellt hat, »daß wir

zu jeder Waffe, die uns die entfesselte nationale

Bewegung nicht nur in Deutschland, sondern
auch in Ungarn und Böhmen darbieten konnte,

greifen mußten, um nicht zu unterliegen«. Für
die Annahme weiterreichender politischer Ab-
sichten Bismarrks liegt, auch mit Rücksichtauf
seine bald nach dem militärischenSiege wieder

einsetzende Annäherungspolitik an Oesterreich,.
keine Veranlassung vor· Dr. K.

Die schlesischenHöhlen und ihre eiszeitlichen
ewohner· Von Lothar F. Zog. Verlag

Wilh. Gottlieb Kom, Brei-lau 1937. 38 Seiten
und 16 Seiten Bildanhang Preis 2,— RM.
— Der Verfasser, der Kustos am Landesamt
für vorgeschichtliche Denkmalspflege in Breslau
ist, legt hier einen ersten Bericht über die

Funde vor, die Zeugnis von einer eiszeitlichen
und zwischeneiszeitlichen Besiedlung Schlesiens
ablegen. Diese Funde stammen vorwiegend
aus den Höhlen des Bober-Katzbach-Gebirges
und des Glatzer Berglandes. Sie lassen darauf
schließen,daß in diesen, Jahrzehntausende zurück-
liegendenEpochen Menschen, von Möhren her
kommend, gewisse Teile Schlesiens besiedelt,
bezw. durchstreift haben. Ueberreste von

Menschen selbst hat man aus diesen Zeiten in
Schlesien bisher nicht gefunden. Die Erfor-
schung der schlesischenHöhlen, die erst jungen
Datums ist, ist zur Zeit noch im Gange. Die
vorliegende Schrift ist nur als Vorberichtüber
die vorläufigen Ergebnisse der Arbeit gedacht,
für die Freunde der schlesischenHeimatforschung
bestimmt. Dr» K.

Die Erbschaft und andere Erzählungen.Von

Theodor Zörkler. Luther-Verlag, Posen
1936. 428 Seiten. Preis Fakt. 1,50 RM.
— Der Verfasser dieser Erzählungen ist der

Gründer und Leiter der weit über Polen hinaus
bekannten Evangelischen Anstalten in Stanis-
lau (Ostga-lizien). Die Erzählungen, deren

Stoff dem deutschen Kolonistenleben Galiziens
entnommen ist, verfolgen eine kirchlich-erziehe-
rische Tendenz. Sie sind eine Auswahl aus dem

schriftstellerischen Schaffen Zöcklers, der auch
auf diese Weise der Erhaltung des Deutschtums
und der protestantischen Kirche in polnisch-
ukrainischer und fremdkonfessioneller Um ebung
zu dienen versucht hat. r..-K

Deutsche Vereine, Schulen, Kirchengemein-
den und sonstige Anstalten und Einrichtungen in

Südamerika. Herausgegeben von der Reichs-
stelle für das Auswanderungs-
wesen. Reichsverlagsamt, Berlin 1935.

52 Seiten. — Die Zusammenstellung umfaßt
die Staaten Argentinien, Bolivien, Brasilien,
Chile, Eruador, Kolumbien, Paraguay, Peru,
Surinam, Uruguay und Venezuela. Sie ver-
zeichnet die deutschen Vereine jeder Art, die

deutschen Hotels und Pensionen, Aerzte, Apo-
theker, Krankenhäuser, Buchhandlungen, Buche-
reien, Banken, Rechtsberater, Kirchengemeinden,
Schulen, Handelskammern usw. mit genauer

Anschkifk.
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